
Monatsspiegel
Dezember 2018

Januar 2019

Erlangen
Adressaufkleber

Die Lage im Bund: Widersprüchlich

Fortsetzung auf Seite 3

Von Martina Stamm-Fibich
Bundestagsabgeordnete

Im Bundestag haben wir am 23. Novem-
ber den Bundeshaushalt für das Jahr 
2019 beschlossen. Die Koalition knüpft 
damit nahtlos an den Haushalt 2018 
an und löst wichtige Versprechen ein: 
Wir investieren massiv in Infrastruktur, 
Bildung und den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt, ohne neue Schulden zu 
machen. Die Koalition liefert, was sie 
versprochen hat.

Das bedeutet mehr Geld für unsere 
sozialdemokratischen Kernanliegen wie 
den sozialen Wohnungsbau, für Ganz-
tagsschulen und Ganztagsbetreuung, 
die Senkung der Kita-Gebühren und die 
Verbesserung der Betreuungsschlüssel, 
die Eingliederung Langzeitarbeitsloser 
und die weitgehende und sozial ge-
rechte Abschaffung des Solidaritätszu-
schlags für 90 Prozent der Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahler.

Wir investieren auf Rekordniveau in 
Infrastruktur und einen leistungsfähi-
gen Öffentlichen Dienst. Weil gleich-
zeitig die Steuereinnahmen hoch sind, 
kommt der Bundeshaushalt erneut 
ohne neue Schulden aus. Im Gegen-
teil: Die Schuldenquote haben wir wei-
ter unter 60 Prozent gesenkt, so dass 
die Bundesrepublik ab kommendem 

Jahr wieder die Stabilitätskriterien des 
Maastricht-Vertrags erfüllt. Das sichert 
Handlungsspielraum für die Zukunft.

Dennoch befi ndet sich die Koalition 
nach wie vor in einer – derzeit latent 
– kritischen Lage. Sie hat in der Öffent-
lichkeit innerhalb kurzer Zeit drastisch 
an Rückhalt verloren. Die insbesondere 
für die SPD dramatischen Niederlagen 
bei den Landtagswahlen in Bayern und 
Hessen sind direkte Folgen des Vertrau-
ensverlustes gegenüber der Koalition 
im Bund. Die Gründe für den Vertrau-
ensverlust sind dabei vielfältig.

Auffällig ist, dass er dabei – gemes-
sen am Koalitionsvertrag – in krassem 
Gegensatz zur tatsächlichen Arbeit der 
Koalition steht. Viele im Vertrag verein-
barte Projekte sind bereits umgesetzt 
oder ihre Umsetzung steht unmittel-
bar bevor. In kurzer Zeit haben wir die 
Eine-für-Alle-Klage, die Rückkehr zur 
hälftigen Finanzierung in der Kranken-
versicherung, die Stabilisierung der ge-
setzlichen Rente, die Stärkung des Pfl e-
gepersonals und die Brückenteilzeit mit 
der Mehrheit der Koalition im Bundes-
tag beschlossen.

Auch der soziale Arbeitsmarkt, die 
Sicherung des Rentenniveaus, das Gute-

Kita-Gesetz, das Qualifi zierungschan-
cengesetz, die Erhöhung des Kindergel-
des oder das Mietrechtstärkungsgesetz 
befi nden sich in den parlamentarischen 
Beratungen. Es gelingt derzeit aber 
nicht, die insgesamt durchaus positiven 
Ergebnisse der Arbeit der Koalition in 
Vertrauen und öffentliche Anerkennung 
umzusetzen – weder zugunsten der 
SPD, noch der Unionsparteien.

Klar ist aber auch, dass eine eigent-
lich abgewählte Koalition regiert. Sie 
kann nach jahrelanger Zusammenar-
beit in einer Zeit fundamentaler ge-
sellschaftlicher, wirtschaftlicher und 
politischer Umbrüche nicht die nöti-
gen großen Antworten auf eine zu-
nehmende soziale, wirtschaftliche und 
politische Spaltung, grundlegende He-
rausforderungen durch Digitalisierung, 
Globalisierung und Klimawandel geben. 
Aber wir brauchen umfassende Gerech-
tigkeit auf nationaler und internationa 
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Termine

03.12.	 19:30 	 Fraktionssitzung 	 Rathaus, 14. OG

04.12. 	 19:00 	 Weihnachtsfeier Ost 	 Tre Caravelle 	 S. 16

11.12. 	 19:00 	 Distriktsversammlung Tennenlohe 	 Schlossgaststätte 	 S. 17

11.12. 	 19:30 	 Distriktsversammlung/Weihnachtsfeier F’aurach 	 Gemeindehaus 	 S. 14

11.12. 	 20:00 	 Distriktsversammlung Innenstadt 	 Kulisse 	 S. 16

11.12. 	 20:00 	 Juso-Sitzung 	 Kulisse 	 S. 19

12.12. 	 16:00 	 Mitgliederversammlung 60plus 	 August-Bebel-Haus 	 S. 18

12.12. 	 20:00 	 Weihnachtsessen West 	 Drei Linden - Zum Krapp 	 S. 18

14.12. 		  Juso-Jahresendzeitfeier 	 Andreas Richter 	 S. 19

19.12. 	 19:00 	 Distriktsversammlung Eltersdorf 	 Schützenhaus 	 S. 14

07.01. 	 19:30 	 Fraktionssitzung 	 Rathaus, 14. OG

08.01. 	 19:00 	 Distriktsversammlung Tennenlohe 		  S. 17

09.01. 	 20:00 	 Distriktsversammlung Süd 	 Bürgertreff Berliner Platz 	 S. 17

14.01. 	 19:30 	 Fraktionssitzung 	 Rathaus, 14. OG

16.01. 	 19:00 	 Distriktsversammlung Eltersdorf 	 Schützenhaus 	 S. 14

21.01. 	 19:00 	 Fraktionssitzung 	 Rathaus, 14. OG

23.01. 	 20:00 	 Arbeitskreis gegen Rechts 	 August-Bebel-Haus 	 S. 5

28.01. 	 19:00 	 Fraktionssitzung 	 Rathaus, 14. OG

29.01. 	 19:00 	 Distriktsversammlung Ost 	 Pizzeria Romana 	 S. 16

31.01. 	 20:00 	 Kreismitgliederversammlung 	 Turnerbund	 S. 3

Kontakt Impressum

Herausgeber
SPD-Kreisverband Erlangen, Fried-
rich-List-Straße 5, 91054 Erlangen
monatsspiegel@spd-erlangen.de

Redaktion und Mitarbeit: Philipp 
Dees (pd, presserechtlich Verant-
wortlicher, Anschrift wie oben), Lars 
Thomsen, Sandra Radue (sr)

Mitarbeit bei dieser Ausgabe: Mu-
nib Agha, Helmut Aichele, Monika 
Fath-Kelling, Ursula Lanig (ul), Die-
ter Rosner (dr), Renate Schmidt (rs), 
Walter Schweigert (ws), Martina 
Stamm-Fibich

Druck: Gutenberg Druck und Medien, 
Uttenreuth

Auflage: 700 Stück

SPD-Stadtratsfraktion Erlangen
Vorsitzende: Barbara Pfister
Geschäftsführer: Saskia Coerlin		
Rathausplatz 1
91052 Erlangen
Telefon: 09131-86-2225
Fax: 09131-86-218 1
E-Mail: spd.fraktion@stadt.erlangen.de
Internet: www.spd-fraktion-erlangen.de

Bürozeiten
Montag			  09:00 bis 13:00 Uhr
Dienstag		  09:00 bis 13:00 Uhr
Mittwoch		  09:00 bis 13:00 Uhr
Donnerstag	 09:00 bis 13:00 Uhr
Freitag 			   geschlossen

Kreisverband Erlangen-Stadt
Vorsitzender: Dieter Rosner
Mitarbeiter: Christian Wonnerth
Friedrich-List-Straße 5, 
91054 Erlangen
Telefon: 09131-8126522
Fax: 09131-8126513
E-Mail: buero@spd-erlangen.de
Internet: www.spd-erlangen.de
Bankverbindung: Sparkasse Erlangen, 
IBAN DE82 7635 0000 0000 0120 05

Bürozeiten:
Montag			  13:00 bis 17:30 Uhr
Dienstag		  13:00 bis 17:30 Uhr
Mittwoch		  geschlossen
Donnerstag	 13:00 bis 17:30 Uhr
Freitag			   12:30 bis 14:00 Uhr
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Kreismitgliederversammlung
Liebe Genossinnen und Genossen,
wir laden Euch herzlich ein zur

Kreismitgliederversammlung
am Donnerstag, 28. Januar 2018, 20:00 Uhr

Turnerbund, Spardorfer Straße 79

Als Tagesordnung schlagen wir Euch vor:
1.	 Aktuelles und Begrüßung der Neumitglieder
2.	 Zukunft der BayernSPD
3.	 Anträge
4.	 Berichte aus den Distrikten und Arbeitsgemeinschaften
5.	 Verschiedenes

Dieter Rosner	 Dirk Goldenstein	 Sandra Radue

Liebe Genossinnen und Genossen,
(dr) bei den Kommunalwahlen im März 
2020 wollen wir weiter bestimmende 
Kraft in Erlangen bleiben. Damit dies 
gelingt, brauchen wir viele engagierte 
Mitstreiterinnen und Mitstreiter, die 
sich aktiv in die kommunalpolitischen 
Debatten und Entscheidungen einmi-
schen wollen, die bereit sind, sich enga-
giert in den Wahlkampf einzubringen 
und die bereit sind, im wahrsten Sinne 
„Gesicht zu zeigen“ für die politischen 
Ziele der Erlanger SPD.

Wir möchten, dass auf der Liste für 
die Wahl zum Stadtrat 2020 die Vielsei-
tigkeit der Erlanger Bürgerschaft und 
die Vielseitigkeit der Mitglieder der Er-
langer SPD zum Ausdruck kommt.

Wir bitten interessierte Genossinnen 
und Genossen, sich als Kandidat/Kandi-
datin zur Verfügung zu stellen und dies 
mit dem im Monatsspiegel abgedruck-
ten Bewerbungsbogen auch formal mit-
zuteilen (am besten durch Übermitt-
lung per Mail). Der Bewerbungsbogen 
kann auch im Parteibüro angefordert 
werden.

Den Bewerbungsbogen bitte bis spä-
testen 25. Januar 2019 senden an das 
Parteibüro (August-Bebel-Haus, Fried-
rich-List-Straße 5, buero@spd-erlangen.

Stadtratswahl 2020: Aufruf zur Be-
werbung als Kandidat/Kandidatin

de) oder an Dieter Rosner, Marquardsen-
straße 10 (dieter.rosner@fen-net.de).

So geht es dann weiter mit dem Bewer-
bungs- und Auswahlverfahren:
• 	 Bis 25. Januar: Selbst- oder Fremdbe-

werbung über den Bewerbungsbo-
gen

• 	 Februar: Erstellung einer Bewerbe-
rInnenliste durch den GKV

• 	 Bis Ende März: Reihungsvorschläge 
der Distrikte und Arbeitsgemein-
schaften (KandidatInnen aus dem je-
weils eigenen Bereich), die über ihre 
Vertreterin oder ihren Vertreter in die 
erweiterte Distriktkommission ein-
gebracht werden

• 	 Samstag, 30. März, 10:00 bis 14:00 
Uhr, Donnerstag, 4. April, 19:00 Uhr: 
Zentrale parteiinterne Veranstaltun-
gen zur Vorstellung und zur Befra-
gung der KandidatInnen

• 	 April/Mai: Treffen/Arbeit der erwei-
terten Distriktskommission zur Lis-
tenfindung

• 	 Dienstag, 28. Mai: Einbringung Lis-
tenvorschlag in den Kreisvorstand

• 	 24. Juni, 11. Juli: Kreisvorstands-Sit-
zungen zur Abstimmung der Liste

• 	 20. Juli: Listenaufstellungsversamm-
lung

ler Ebene und den Erhalt des Planeten 
auch für nachfolgende Generationen.

Deshalb müssen wir Sozialdemokra-
tinnen und Sozialdemokraten uns auf 
die Zeit danach vorbereiten, die un-
weigerlich früher oder später kommen 
wird. Die Verantwortung für die aktu-
elle Situation dürfen wir nicht allein 
außerhalb der SPD im Bund oder ihren 
Landesverbände, der SPD-Bundes- und 
Landtagsfraktionen oder SPD-geführter 
Ministerien suchen. Es ist der Eindruck 
entstanden, dass die SPD zu oft nicht an 
der Seite ihrer Wählerinnen und Wähler 
steht, sondern sich getrieben von der 

Angst vor mögli-
chen Neuwahlen 
vor dem Koaliti-
onspartner unnö-
tig klein macht.

Ein Grund da-
für ist, dass der 
SPD selbst offen-
sichtlich sowohl 
eine politische 
Vision für die Ge-

sellschaft von morgen als auch eine po-
litische Strategie fehlen. Für eine wach-
sende Zahl von Menschen ist schlicht 
nicht erkennbar, wofür die SPD steht. 
Das spiegelt sich nicht nur in Wahler-
gebnissen. Nach der Bayern-Wahl ga-
ben das 71 Prozent der Befragten einer 
Infratest-Umfrage zu Protokoll. Dabei 
geht es nicht um einzelne Programm-
punkte, sondern die grundsätzliche 
Ausrichtung. Das haben wir in Hessen 
und zuvor auf besonders brutale Art 
und Weise auch bei der bayerischen 
Landtagswahl erlebt.

Die nötige strategische Neuaufstel-
lung der SPD im Bund, aber auch in den 
Ländern, kommt nicht von allein. Auch 
ihre Verordnung von oben – egal durch 
welche Vorsitzende oder welchen Vor-
sitzenden – wird nicht funktionieren. 
Damit die SPD auf allen Ebenen wieder 
erfolgreich werden kann, sind wir alle 
gefordert. Im kommenden Frühjahr 
wird der Bundesvorstand Thesen zur 
Neuaufstellung erarbeitet haben.

Ich wünsche mir, dass wir uns aktiv in 
den Diskussionsprozess im Landes- und 
Bundesverband einbringen. Spätestens 
auf dem Bundesparteitag 2019 muss 
neu geklärt werden, wofür es die SPD 
braucht, wofür sie steht und für wen 
wir Politik machen. Daran möchte ich 
mit euch arbeiten.

Bildnachweis: Marco Leibetseder/Edito-
rial247.com
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Wir gratulieren zum Geburtstag
Wir gratulieren allen Genossinnen und 
Genossen, die im Dezember und Januar 
Geburtstag feiern. Wir wünschen euch 
für euer nächstes Lebensjahr alles Gute!

06.12. 	 Peter Wissmann 
82 Jahre

07.12. 	 Johannes Scholz 
75 Jahre

14.12. 	 Werner Karr 
81 Jahre

19.12. 	 Dieter Rossmeissl 
70 Jahre

21.12. 		 Dieter Schnupp 
60 Jahre

23.12. 	 Ludwig Mühlbauer 
78 Jahre

24.12. 	 Gerlinde Feulner 
71 Jahre

25.12. 	 Robert Thaler 
75 Jahre

26.12. 	 Horst Frank 
71 Jahre

30.12. 	 Erich Opel 
82 Jahre

30.12. 	 Fred Milzarek 
72 Jahre

31.12. 		 Klaus Mattischeck 
79 Jahre

31.12. 		 Dietmar Hahlweg 
84 Jahre

01.01. 	 Narendra Dev Paliwal 
80 Jahre

01.01. 	 Gerd Antos 
70 Jahre

04.01. 	 Ehrhard Peiberg 
77 Jahre

06.01. 	 Peter-Gerd Gollwitzer 
72 Jahre

09.01. 	 Reinhold Eckstein 
70 Jahre

13.01. 	 Ralf Geyer 
50 Jahre

23.01. 	 Manfred Dohmstreich 
60 Jahre

24.01. 	 Jörg Plorin 
76 Jahre

29.01. 	 Manfred Wolter 
76 Jahre

31.01. 	 Adolf Steinmüller 
101 Jahre

„Neue Rechte“ – Faschisten von heute?
(ws) Initiiert von Munib Agha konstitu-
ierte sich im Oktober der „Arbeitskreis 
gegen Rechts“ im Kreisverband. Bei den 
bislang zwei Treffen ging es zunächst 
darum, einen groben Rahmen von The-
men anzustecken, mit denen wir uns 
beschäftigen wollen. Dazu gehört die 
aktuelle Auseinandersetzung mit der 
AfD, mit dem Rechtsterrorismus und 
dem Antisemitismus, wie er sich etwa in 
der gegen Israel gerichteten BDS-Kam-
pagne (Boykott, Desinvestitionen und 
Sanktionen) darstellt. Natürlich wird 
auch das Verhalten des Verfassungs-
schutzes zu betrachten sein, vielleicht 
auch im Zusammenhang mit der seine 
Arbeit rechtfertigenden „Extremismus-
theorie“.

Am Anfang unserer Arbeit stand die 
Frage, was unter der „Neuen Rechten“ 
überhaupt zu verstehen ist. Dazu lasen 
wir den Aufsatz „Faschisten von heute?

‚Neue Rechte‘ und ideologische Tra-
ditionen“ von Volker Weiß (http://www.
bpb.de/apuz/257660/neue-rechte-und-
ideologische-traditionen).

Weiß Dobrindt, in welche Tradition 
er sich stellt, wenn er eine „konservati-
ve Revolution“ will? Das von von ihm in 
Umlauf gebrachte Schlagwort scheint 
ein Schlüsselbegriff für die Entstehung 
und das Selbstverständnis der „Neu-
en Rechten“ seit den 1960er-Jahren zu 
sein. Sie setzt sich von der „alten“, vom 
Nationalsozialismus geprägte extre-
men Rechten ab und greift auf Autoren 
und Ideologien eines „radikalen Konser-
vativismus“ zurück, der sich seit Ende 
des 19. Jahrhunderts und besonders in 
der Zwischenkriegszeit der 1920er und 
1930er-Jahre entwickelte. Deren Gedan-
kengut findet sich in den Publikationen 
des „Instituts für Staatspolitik“ und bei 
den „Identitären“ wieder und verbreitet 
sich von dort in den rechten „Flügel“ der 
AfD.

Demokratie als „Herrschaft der Min-
derwertigen“, Säuberungsfantasien, 
„Ästhetik des Erhabenen“, Hass gegen 
die „Dekadenz des Bürgertums“ und 
des „westlichen Liberalismus“, Antirati-
onalismus, Glorifizierung von Gewalt – 
Stichworte, mit denen sich Denkmuster 
der „Neuen Rechten“ zusammenfassen 
lassen und die eine klare Abgrenzung 
„neurechter“ von faschistischer Ideolo-
gie kaum möglich erscheinen lassen.

Zur Einordnung der AfD stellt Weiß 

pulismus“ (Alexander Häusler in: Der 
rechte Rand 174/2018). Als Kernpunkte 
der Ideologie zeigen sich die Funktio-
nalisierung von Minderheiten als Sün-
denböcke, die Politik mit der Angst, 
Säuberungsfantasien und das völkische 
Weltbild.

Zur weiteren Lektüre: Volker Weiß, Die 
autoritäre Revolte. Die Neue Rechte und 
der Untergang des Abendlandes, Bonn 
2017 – erhältlich bei der Bundeszentrale 
für politische Bildung – www.bpb.de – 
für 4,50 Euro.

fest, ihr „fehlen vor allem wesentliche 
faschistische Elemente wie die Ausrich-
tung auf einen Führer, die paramilitäri-
schen Elemente und ein offener Kult der 
Gewalt“, allerdings sieht er, wie auch 
andere Beobachter, eine zunehmende 
„neurechte Einflussnahme“, die sich im 
völkisch-nationalen „Flügel“ um Höcke 
und Poggenburg sammelt.

Mit den Führungswechseln der AfD 
– von Lucke über Petry zu Gauland und 
Meuthen – einher ging die Öffnung 
nach rechts und die Konsolidierung als 
„Partei des völkisch-autoritären Po-
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Arbeitskreis gegen 
Rechts 
Liebe Genossinnen und Genossen,
der AK gegen Rechts trifft sich wieder 
am

Mittwoch, 23. Januar, 20 
Uhr, August-Bebel-Haus

Schwerpunktmäßig werden wir uns 
mit den sozial- und kulturpolitischen 
Forderungen der AfD beschäftigen. Wer 
in den Verteiler des AKs aufgenommen 
werden möchte, über den regelmäßig 
auch Texte verschickt werden, kann mir 
unter munib_agha@hotmail.com eine 
Mail schreiben.

Mit solidarischen Grüßen
Munib

AG 60plus besuchte Wohnprojekte in Regensburg
Vorbericht:
(rs) Vor einiger Zeit nahmen wir Kon-
takt über Brigitte Wilhelm, die vor Jah-
ren in Erlangen in der SPD aktiv war, 
zur AG 60plus in Regensburg auf und 
vereinbarten einen Besuch zum Thema 
Stadtentwicklung in Regensburg. Leider 
verstarb Brigitte Wilhelm im Sommer 
diesen Jahres, und der Kontakt war ei-
nige Zeit unterbrochen. Es trat dann der 
Genosse Dr. Johann Berger mit uns in 
Verbindung, und wir vereinbarten als 
Termin Freitag, den 19. Oktober 2018.

Um 8 Uhr morgens machten wir, 
das waren Helmut und Inge Aichele, 
Hartmut Wiechert, Winfried Stein und 
Renate Schmidt, uns auf den Weg nach 
Regensburg.

Unser Treffpunkt in Regensburg lag 
bereits mitten im Neubaugebiet Nibe-
lungenkaserne, dort wurden wir von 
Irmgard Miedel und Dr. Johann Berger 
begrüßt, die die Besichtigungen mit uns 
vornahmen.

Sanierungsgebiet Humboldtstraße
Früher gab es hier ein Pulverlager. In 
den 1950er und 1960er Jahren wurde 
die Humboldtstraße bebaut mit ein-
fachsten Wohnungen, die noch eine 
Ofenheizung besaßen. Es wurde jedoch 
mit vielen Freiflächen gebaut. Das Vier-

(ul) Am 8. März 2016 hatte Ulrich Chaus-
sy auf Einladung der Gesellschaft für 
christlich-jüdische Zusammenarbeit 
und der Stadt Erlangen zur Eröffnung 
der Woche der Brüderlichkeit im Palais 
Stutterheim eine Rede gehalten.

Er befasste sich mit dem Doppelmord 
an dem ehemaligen Nürnberger Ge-
meindevorsitzenden Shlomo Lewin und 
seiner Lebensgefährtin Frieda Poeschke, 
seinen Hintergründen und der juristi-
schen Aufarbeitung des Geschehens 
durch die Justiz. Herr Hoffmann  war 
nicht anwesend und erlangte von dem, 
was Ulrich Chaussy an jenem Abend in 
einer einstündigen Rede ausgeführt 
hat, ausschließlich durch den Bericht in 
den Erlanger Nachrichten Kenntnis. Auf 
der Grundlage dieses Berichtes in den 
Erlanger Nachrichten vom 10. März 2016 
und des gleichlautenden Onlineartikels 
erstattete Hoffmann im Juli 2016 Anzei-
ge gegen Ulrich Chaussy.

Spendenaufruf: Verleumdungsprozess Karl-
Heinz Hoffmann gegen Ulrich Chaussy

Die Auseinandersetzung ist juristisch 
gesehen nach zwei Jahren mit nicht 
unbeträchtlichem Zeit- und Nervenver-
schleiß ausgestanden. Hoffmann hat 
sie auf allen Ebenen verloren. Die Klage 
wurde abgewiesen. Aber Ulrich Chaussy 
sitzt nun auf 8.000 Euro Anwaltskosten, 
die der Schlossherr von Ermreuth nicht 
zahlt, weil er nach seiner Vermögens
auskunft vor der Gerichtsvollzieherin 
ein in Gütertrennung mit seiner Frau le-
bender Empfänger von Grundsicherung 
und einer Minirente ist, der keinerlei Be-
sitz sein Eigen nennt.

Ulrich Chaussy sollte aber auf den 
Kosten nicht sitzen bleiben. Daher wol-
len wir ihn mit einer Spendenaktion 
unterstützen und bitten um Spenden 
an den Freundeskreis der Jüdischen 
Kultusgemeinde Erlangen g. V., IBAN: 
DE19 7635 0000 0034 0032 00, Stadt- 
und Kreissparkasse Erlangen, Stichwort: 
Chaussy.

tel   alt vor Beginn der Sanierung als so-
genannte „schlechte Adresse“ und „Pro-
blemviertel“ (sozialer Brennpunkt). Von 
2000 bis 2009 lief das Sanierungspro-
gramm, dessen Hauptpunkte „Wohn-
raum – Wohnqualität verbessern“ und 
„CO

2
-Emissionen verringern“ waren.  

Auch wurden neue Abstellräume und 
Carports gebaut. Eine neue Heizanlage 
in Gas-Brennwerttechnik, Warmwas-
serbereitung mit Solarkollektoren, eine 
kontrollierte Wohnraumlüftung mit 
automatischer Heizkörperabschaltung 
bei Fensteröffnung und eine zentrale 
Regenwassersammelanlage zur Be-
wässerung der Mietergärten wurde ge-
baut. Projektbeteiligte waren: Amt für 
Städtebauförderung und Bauvergabe 
(Projektsteuerung), Stadtbau GmbH Re-
gensburg (Projektmanagement), Quar-
tiersmanagement, Regierung der Ober-
pfalz. Es gab Fördermittel des Bundes 
und vom Land. Wir sahen eine gepflegte 
großzügige Wohnanlage mit relativ gro-
ßem alten Baumbestand. Einige Häuser 
wurden aufgestockt, Balkone angebaut. 

Es gibt auch ein Bürgerhaus oder Be-
gegnungshaus, das jedoch zur Zeit au-
ßer eines Kindergartens leer steht, die 

AWO zog aus, näher in die Innenstadt. 
Im Westen erfolgt ein Anbau an ein 
15-stöckiges Wohnhochhaus.

Ein größerer Austausch der Bevölke-
rung hat nicht stattgefunden. Die güns-
tigen Wohnungen sind für Alleinverdie-
nende, Alleinerziehende, Menschen mit 
Migrationshintergrund. Der Ausländer-
anteil an der Bevölkerung ist ziemlich 
hoch. Durch mehr soziale Kontakte wie 
Feste usw. änderte sich das soziale Ver-
halten der Bevölkerung positiv. Ein Ein-
kaufszentraum mit diversen Läden gibt 
es etwas außerhalb des Gebietes an der 
Hauptstraße. Grund- und Mittelschule 
befinden sich in der Nähe, weiterfüh-
rende Schulen sind per Bus zu erreichen. 
Die Humboldtstraße ist gut an den öf-
fentlichen Nahverkehr angeschlossen, 
der Bus verkehrt alle 20 Minuten. Der 
Mietpreis wurde von ca. 3 Euro vor der 
Sanierung auf ca. 6 Euro der Quadrat-
meter nach der Sanierung angehoben.

Nibelungenkaserne
Nach der Besichtigung der Humbold-
tstraße besichtigten wir das Areal der 
ehemaligen Nibelungenkaserne, ein ca. 
35 Hektar großes Gelände, das teilwei-
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se bereits bebaut und bezogen, aber 
noch etliche Gebäude im Rohbau ste-
hen oder zu bauen sind. Am Rand der 
Galgenbergstraße, an deren linker Seite 
stadteinwärts gesehen sich die Unige-
bäude befinden, wird auf der rechten 
Seite das Neubaugebiet begrenzt zur 
Galgenbergstraße von älteren Häuser-
reihen, von denen einige bereits saniert 
sind und andere sich im Abriss wegen 
Asbestverseuchung befinden.

Zu Mittag aßen wir im Restaurant 
Kaufhof Galeria, das sich im obersten 
Stock befindet und einen schönen Aus-
blick auf die Regensburger Altstadt bie-
tet. Es gesellten sich die Genossen Josef 
Reithmair und Gerhard Kulig dazu. Da-
bei wurde die allgemeine politische Si-
tuation der Stadt Regensburg erörtert. 
Zur Zeit leitet die Bürgermeisterin der 
SPD in Vertretung für den suspendier-
ten Oberbürgermeister den Stadtrat. 
Außerdem gibt es einen grünen Bür-
germeister. Die bunte Koalition aus SPD 
(16 Mandate), Grünen (5), FW (3), FDP 
(2), funktioniert gut. Die CSU besitzt 16 
Mandate, außerdem sind noch vertre-
ten die Linke mit 2 Mandaten, ÖDP mit 
3 sowie 2 fraktionslose Stadträte (davon 
1 ehemaliger SPDler), Piraten und CSB 
mit je einem. Die OB-Stimme fehlt der 
SPD zur Zeit. Die Stadt hat rund 165.000 
Einwohner und ca. 30.000 Studenten.

Nach dem Mittagessen gingen wir 
zum SPD-Fraktionsbüro, zum Treffen 
mit Dr. Klaus Rappert, SPD-Fraktionsvor-
sitzender. Er berichtete, dass die Sanie-
rung der Humboldtstraße fertig sei, sie 
wurde 2010 evaluiert.

Aktuell ist jetzt das Nibelungenare-
al, früher Bundeswehrgebiet, jetziger 
Eigentümer Städtische Wohnbaugesell-
schaft, erworben 2011 von der Bundes-
republik Deutschland. Das Gebiet um-
faßt ca. 35 Hektar, liegt zentrumsnah, 
direkt neben dem Hochschulcampus 
Regensburg. Inhalt und Ziel des Bebau-
ungsplanes sind: Entwicklungsflächen 
für Wohnen, Entwicklungsflächen für 
ein technologieorientiertes Gewerbe-
gebiet, Ansiedlung einer großen, be-
rufsbildenden Schule (FOS/BOS), große 
zusammenhängende Grünflächen, als 
Erholungsflächen und zur Vernetzung 
der umliegenden Stadtquartiere. Dafür 
wurde der Flächennutzungsplan geän-

Antrag: Aufhebung des Delegiertenprin-
zips im SPD-Unterbezirk Erlangen
Die Arbeitsgemeinschaft 60plus im 
SPD-Unterbezirk Erlangen beantragt die 
Abschaffung des Delegiertenprinzips 
für die Parteitage des Unterbezirks Er-
langen. Das Stimmrecht erhalten statt-
dessen alle beim Parteitag anwesenden 
SPD-Mitglieder des Unterbezirks.

Die Satzung des SPD-Unterbezirks Er-
langen ist entsprechend zu ändern.

Redaktionsschluss
für den nächsten Monatsspiegel  

Februar 2019:
24. (!) Januar 2019

dert.
Wohnen: Im Süden des Geländes 

sieht der Bebauungsplan unterschied-
lich große Wohnbauquartiere mit ins-
gesamt etwa 7.200 Quadratmetern 
Bruttogeschoßfläche vor. Geplant ist 
dort eine Mischung aus preisgünstigen 
Miet- und Eigentumswohnungen. Im 
Nordosten des Geländes werden außer-
dem mehrere hundert Studentenwoh-
nungen in direkter Nähe zum TechCam-
pus entstehen.

TechCampus: Im Nordwesten des Ge-
ländes entsteht ab 2015/2016 der Tech-
Campus. Hier werden Flächen für junge 
Unternehmen vorbereitet. Zielgruppen 
sind Ausgründungen aus dem Innova-
tionszentrum, technologieorientierte 
Unternehmen oder Forschungseinrich-
tungen, die den Hochschulcampus er-
gänzen und Synergien nutzen können.

TechBase: Das Gebäude der TechBa-
se, als Herzstück des TechCampus, wur-
de bereits Anfang 2016 fertig gestellt 
und bereits bezogen. Hier sollen junge, 
innovative Unternehmen eine Heimat 
finden. Bauherr und Betreiber ist das 
städtische Tochterunternehmen R-Tech.

FOS/BOS: Auf einem 3 Hektar großen 
Gelände im Osten wurde der Neubau 
einer Beruflichen Oberschule realisiert. 
Die Schule mit den Fachbereichen Tech-
nik, Wirtschaft und Soziales bietet Platz 
für etwa 1.500 Schüler.

Frage von Hartmut: Wie ist die Ver-
sorgung mit Alten-, Pflegeheimen etc. 
und wie sind sie in der Stadt verteilt? 
Antwort: Zur Zeit reichen die Kapazitä-
ten aus, es gibt kaum noch Altenheime, 
sondern fast nur noch Pflegeheime. Das 
ist auch gewollt und unter anderem 
entstanden durch mehr barrierefreies 
Wohnen. Die Pflegeheime sind fast alle 
im Süden der Stadt angesiedelt.

Die Umgestaltung von Wohnraum in 

der Innenstadt ist kaum noch möglich 
aufgrund des Denkmalschutzes. Dort 
ist es auch wesentlich lauter aufgrund 
des Verkehrs. Der höchste Mietpreis pro 
Quadratmeter liegt zur Zeit bei ca. 10 
Euro, der Kaufpreis zur Zeit bei ca. 8.000 
Euro aufwärts.

Die Bauaufträge wurden nicht nach 
dem Höchstpreis vergeben, sondern 
nach Konzeptbau, also Qualität der 
Bauten. Dieses ist jetzt Gegenstand des 
Strafverfahrens gegen den suspendier-
ten OB. Es wird nicht damit gerechnet, 
dass bis zur nächsten Kommunalwahl 
ein Urteil gegen ihn gefällt wird. 

Des Weiteren gibt es im angrenzen-
den Areal noch die Prinz-Leopold-Kaser-
ne, die auch erworben werden soll. Auf 
diesem Gelände ist hauptsächlich Woh-
nungsbau geplant, sechsstöckig. Einfa-
milienhäuser sind bei der Stadtentwick-
lung nicht mehr möglich. Regensburg 
hat keine Flächen für diese Art Wohnen 
zur Verfügung.

Eine Stadt-(Straßen-)bahn ist ge-
plant, diese soll nicht durch die enge 
Innenstadt geführt werden. Es besteht 
durchaus Angst vor einem Bündnis ge-
gen die geplante Stadt-/Straßenbahn.

Es gibt zur Zeit keine Möglichkeit, das 
grundlegende Problem der fehlenden 
Wohnungen zu bezahlbaren Preisen zu 
beheben.

Hartmut bedankte sich für die aus-
führlichen Erklärungen der Sanierungs-
und Neubaugebiete sowie Einladung 
zum Mittagessen.

Mit den Öffentlichen fuhren wir zu-
rück zu unserem Parkplatz und bedan-
ken uns bei Irmgard Miedel, die sich 
rührend um uns kümmerte. Wir brach-
ten auch zum Ausdruck, dass wir uns 
über ein weiteres Treffen mit der AG 
60plus Regensburg sehr freuen würden, 
dann in Erlangen.

Begründung:
Die Parteitage des Unterbezirks sind 
schlecht besucht. Häufig fehlt die Hälf-
te der Delegierten. Mitglieder, die nicht 
mitbestimmen können, kommen erst 
gar nicht. Deshalb fordern wir: Jedes 
anwesende SPD-Mitglied soll bei UB-
Parteitagen nach Registrierung stimm-
berechtigt sein.



7

Stadtrat

Aktuelles aus dem Rathaus
Meldungen aus der Stadtratsfraktion und dem „Rathaus-Report“ der Stadt

Neues Grundschulpro-
gramm wird vorbereitet
Mit Blick auf die geplante Einführung 
eines Rechtsanspruchs auf Ganztages-
betreuung im Grundschulalter hat die 
Stadtverwaltung die bauliche Situation 
der Erlanger Grundschulen näher in den 
Blick genommen. Ziel ist, bei möglicher-
weise notwendigen Baumaßnahmen 
für die Ganztagsbetreuung auch die 
Situation von Grundschulen insgesamt 
zu verbessern, von denen bisher nur ein 
Teil im Rahmen des regulären Schulsa-
nierungsprogramms saniert wurden.

Insgesamt wird der Bedarf an bau-
lichen Maßnahmen auf rund 90 Milli-
onen Euro geschätzt. Für zwei Grund-
schulen soll dabei intensiv geprüft 
werden, ob nicht ein Neubau sinnvoller 
ist als eine Sanierung: Die Pestalozzi-
schule im Anger und die Mönauschule 
in Büchenbach. Bei beiden böte ein sol-
cher Neubau auch die Möglichkeit, die 
Fördermöglichkeiten für die Kinder in 
den sozial stärker belasteten Stadttei-
len zu verbessern und auch ein Zeichen 
zu setzen, dass (auch der baulichen) 
Qualität von Schulen gerade in solchen 
Stadtteilen eine hohe Bedeutung zu-
kommt.

Das Grundschulprogramm wird nun 
genauer ausgearbeitet und dann über 
mehrere Jahre umgesetzt. Wenn es die 
Finanzen und die Personalkapazität 
erlauben, sollen dabei die Grundschul-
sanierungen zusätzlich zum regulären 
Schulsanierungsprogramm und den 
sonstigen Investitionen der Stadt abge-
wickelt werden.

Kita-Ausbau: Dem Bedarf 
gerecht werden
Seit 2008 wird regelmäßig die „Bedarfs-
planung Kindertagesbetreuung“ vor-
gelegt und die Erkenntnisse daraus im 
Jugendhilfeausschuss diskutiert. 2018 
wurde eine „Familienbefragung“ zu den 
Bedürfnissen von Eltern, Kindern und 
Familien durchgeführt. Darin zeigte sich 
in Erlangen ein gutes Betreuungsange-
bot, das allerdings nicht immer „vor der 
Haustür“ zu finden ist und das vor allem 
ständig erweitert werden muss, denn 
auch bei uns gibt es immer mehr Kinder.

Um deren steigende Zahl betreuen zu 
können, muss das Angebot an Plätzen 
entsprechend den unterschiedlichen 
Bedürfnissen von Familien und Kindern 
in ihren Stadtteilen weiterentwickelt 
werden. Schulsprengelkonferenzen zur 
Entwicklung der Bedarfsstrukturen flie-
ßen in die Planungsgruppe mit Stadt, 
freien Trägern und dem staatlichen 
Schulamt ein und bilden einen gewich-
tigen Arbeitsschwerpunkt im Jugend-
amt.

Für 2018 lässt sich feststellen, dass im
• 	 „U3-Alter“ eine Versorgungsquote 

von 42,2 Prozent besteht; um den 
Zielkorridor von 45 bis 50 Prozent zu 
erreichen, sieht die zusätzliche kon-
krete Planung weitere 96 Plätze vor,

• 	 „Kindergarten-Alter“ die Versorgung 
bei 99,7 Prozent (bis 2016: 105 Pro-
zent = Vollversorgung) liegt – hier 
sind nach einem Stadtratsbeschluss 
379 weitere Plätze konkret in Pla-
nung,

• 	 „Grundschul-Alter“ für 87,8 Prozent 
der Schüler*innen eine Mittags- bzw. 
Nachmittagsversorgung in Ganz-
tagsschule (offen und gebunden), 
Horten und Lernstuben bereit gehal-
ten wird.
All dies bedarf intensiver Zusam-

menarbeit zwischen den genannten 
Beteiligten und die wird auch geleistet.

Aber das Personal in der Verwaltung 
ist knapp und kaum mehr zu bekom-
men und auch angesichts des Booms in 
der Baubranche kommt es immer wie-
der zu zeitlichen Verzögerungen. Um 
diese aufzufangen, hat der Stadtrat im 
Juli die Errichtung einer temporären 
KiTa, die sich schneller errichten lässt, 
mit 23 U3-Plätzen und 80 KiGa-Plätzen 
beschlossen.

„Eines unserer größten Probleme 
bleibt aber die Versorgung der KiTas mit 
fachkundigem Personal, denn die Erzie-
herInnen machen die Qualität einer Kita 
aus – Anreize zur Gewinnung von Fach-
kräften, eine Steigerung der Attraktivi-
tät in der Ausbildung und die Auskömm-
lichkeit der Bezahlung sind hier eminent 
wichtig. Deswegen haben wir die Aus-
bildungsinitiative ‚OptiPrax‘ gestartet 
und deswegen brauchen wir dringend 
Wohnraum in Erlangen, den sich Er-
zieherInnen leisten können!“ so Birgit 
Hartwig, Sprecherin der SPD-Fraktion.

ErlangenPass: 5.000er-
Grenze durchbrochen
Der ErlangenPass wird mehr und mehr 
zur Erfolgsgeschichte: Dieser Tage wur-
de das 5.000ste Exemplar ausgestellt.  
Besitzerinnen und Besitzer können 
damit zahlreiche Angebote kostenfrei 
oder verbilligt nutzen, sei es im Thea-
ter, bei Busfahrten oder im Sport. Das 
Angebot wird ständig erweitert. Zu-
letzt konnte der Sport-Club Eltersdorf 
gewonnen werden, der Ermäßigungen 
auf alle Sparten und Aktivenbeiträge 
gewährt, sowie zwei Apotheken, die 
Nachlässe einräumen. Den Pass erhal-
ten u.a. Empfängerinnen und Empfän-
ger von Arbeitslosengeld II (Hartz IV), 
von Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung, von Hilfe zum Le-
bensunterhalt und Wohngeld sowie 
Asylbewerberinnen und Asylbewerber.

Auch auf Initiativen der SPD-Fraktion 
wird das Angebot immer weiter ausge-
baut: So hat der Stadtrat im November 
beschlossen, dass für Inhaberinnen und 
Inhaber des ErlangenPasses künftig die 
Jahresgebühr bei der Stadtbibliothek 
komplett entfällt.

Weitere Informationen im Internet 
unter www.erlangenpass.de.

Büchenbach-Nord im Pro-
gramm „Soziale Stadt“
Frohe Kunde für Erlangen: Die Regie-
rung von Mittelfranken hat das Gebiet 
Büchenbach-Nord in das Bund-Länder-
Programm „Soziale Stadt“ aufgenom-
men. Darüber informierte Planungs- 
und Baureferent Josef Weber die 
Mitglieder des Umwelt-, Verkehrs- und 
Planungsausschusses. „Mit dieser po-
sitiven Rückmeldung können wir die 
Bemühungen um Verbesserungen im 
Stadtteil intensivieren und die Heraus-
forderungen koordiniert angehen“, sag-
te Weber. Im vergangenen Jahr wurde 
unter anderem bereits das Raumpro-
gramm für ein neues soziales Zent-
rum entwickelt, dass in einem vom der 
GEWOBAU geplanten Neubau an der 
Odenwaldallee entstehen soll.

Dort ist ein Anlaufpunkt vorgese-
hen, der generationsübergreifende und 
leicht zugängliche Begegnungs-, Unter-
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müssen die einzelnen Elemente pla-
nerisch konkretisiert werden, um die 
Grundlage für die bauliche Umsetzung 
zu schaffen.

Beim Fußverkehr ist das Ziel, auf den 
in den Netzen definierten Hauptrou-
ten Fußgängerinnen und Fußgängern 
ein sicheres und eigenständiges Fort-
bewegen zu ermöglichen. Besondere 
Berücksichtigung finden dabei Kinder, 
Jugendliche, Ältere und Menschen mit 
Behinderungen. Dafür wurden Quali-
tätsstandards erarbeitet – beispiels-
weise ausreichende Gehwegbreiten, 
Barrierefreiheit oder sichere Querungs-
anlagen –, die auf diesen Achsen erfüllt 
werden sollen und auch zukünftig bei 
Um- und Neubauten im Straßenraum 
zugrunde gelegt werden sollen. Auf vie-
len dieser Strecken sind die Bedingun-
gen noch unzureichend, um bequem 
und sicher zu Fuß zu gehen. Im nächsten 
Schritt werden auf diesen Routen sämt-
liche Mängel erfasst und ein Konzept in 
Form einer Prioritätenliste erarbeitet, 
um die Fußwege in den kommenden 
Jahren kontinuierlich zu verbessern.

Verkehrsentwicklungs-
plan: Plannetze für Rad-
und Fußverkehr beschlos-
sen
Um die Verkehrssicherheit und der Kom-
fort für Radfahrerinnen und Radfahrer 
sowie Fußgängerinnen und Fußgänger 
zu verbessern, hat der Umwelt-, Ver-
kehrs- und Planungsausschuss (UVPA) 
jeweils Plannetze beschlossen, die im 
Rahmen des Verkehrsentwicklungs-
plans (VEP) erarbeitet wurden.

Die Plannetze bilden die Grundlage 
für den weiteren Ausbau der Rad- und 
Fußwege. Unter anderem sollen durch 
Lückenschlüsse weitere attraktive Rad-
wegeverbindungen entstehen, die An-
reize zum Umstieg vom Kraftfahrzeug 
auf das Fahrrad bieten. Die größten Po-
tenziale bietet hierfür der Verkehr, der 
über die Stadtgrenze hinweg stattfin-
det. Deshalb wurde bei der Netzgestal-
tung ein besonderes Augenmerk auf 
die Verknüpfung mit den umliegenden 
Städten und Gemeinden gelegt. Jetzt 

stützungs- und Beratungsangebote zur 
Verfügung stellen soll. Seit dem vergan-
genen Dezember setzt zudem das städ-
tische Jugendamt im Stadtteil einen 
Mitarbeiter für mobile Jugendsozialar-
beit ein. Parallel hat die GEWOBAU in ei-
nem intensiven Beteiligungsprozess die 
Planungen für den Neubau von rund 90 
Wohnungen vorangetrieben.

Im Rahmen des Programms Soziale 
Stadt wird eine städtebauliche Vorun-
tersuchung durchgeführt, bei der bei-
spielsweise die Bevölkerungsentwick-
lung oder die Nutzung von sozialen 
Einrichtungen vertieft analysiert wird. 
Darüber hinaus werden verkehrliche 
und städtebauliche Belange untersucht 
und bewertet. Gleichzeitig werden Bür-
gerinnen und Bürger intensiv einbezo-
gen und Maßnahmen zur Aufwertung 
des Gebiets entwickelt. Im Sachgebiet 
Stadterneuerung des Stadtplanungs-
amts hat zum November bereits eine 
Mitarbeiterin als Gebietsbetreuerin die 
Arbeit aufgenommen.

Die Aufnahme in das Förderpro-
gramm geht auch auf einen Antrag der 
SPD-Fraktion zurück.

Bericht vom SPD-Debattencamp in Berlin
Von Munib AghaVor knapp einem Monat war ich ge-

meinsam mit mehreren Jusos aus Erlan-
gen und Nürnberg beim Debattencamp 
in Berlin, das ja eine vom Parteivorstand 
organisierte Plattform für Diskussionen 
zur Erneuerung der SPD sein sollte. Dass 
diese auch in Sachen Verkehrspolitik 
notwendig ist, haben wir schon einen 
Monat vor Stattfinden des Debatten-
camps zu spüren bekommen: Eigentlich 
wollten wir zu fünft mit dem ICE nach 
Berlin fahren, was aber ziemlich teuer 
war: 800 Euro hin und zurück hätte das 
gekostet. Wären wir zu sechst gewe-
sen, hätten wir für das Gruppenticket 
immerhin nur 600 Euro gezahlt. Wir 
haben uns dann einen Passat mit allen 
möglichen Versicherungen gemietet. 
Mit Benzin und Parken haben wir nur 
450 Euro gezahlt, also 350 Euro weniger. 
Volkswirtschaftlich gesehen ein totaler 
Fehlanreiz, da Bahnfahren ökologisch 
sinnvoller ist. 

Das ist für mich noch ein Grund mehr 
gewesen, zum Workshop zur Verkehrs-
politik mit Umweltministerin Svenja 
Schulze zu gehen, an dem auch noch 
die Geschäftsführerin des Verkehrs-

verbunds Berlin-Brandenburg und der 
Vorsitzende des Autoclub Europa teil-
genommen haben, die meiner Meinung 
nach auch gute Forderungen aufgestellt 
haben: Bessere finanzielle Ausstattung 
des ÖPNVs durch den Bund, mehr Inves-
titionen in den Schienenverkehr, Verein-
fachung der Tarife der Verkehrsverbün-
de. Gut fand ich bei der Veranstaltung 
auch, dass schon sehr früh Wortmeldun-
gen aufgerufen worden sind. Deutlich 
wurde hier auch, dass meine und jün-
gere Generationen gerne weg vom Auto 
möchten und stärker auf den (schienen-
gebundenen) öffentlichen Nahverkehr 
und das Fahrrad zurückgreifen möchten.

Von der eigentlichen Thematik abge-
sehen wurde hier auch nochmal deut 
lich, wie wichtig es ist, eine quotierte 
Redeliste auf Parteiveranstaltungen zu 
führen. Bevor diese für diesen Work-
shop eingeführt wurde, haben sich vor 
allem Männer mit sehr viel beschriebe-
nem Papier in der Hand gemeldet, um 
den Teilnehmer:innen (in einem aggres-
siven Ton) zu erklären, dass sie ja alles 
besser wissen und was so alles falsch 
gemacht wird. Erst durch die Quotie-

rung der Redeliste ging es zivilisiert zu. 
Auch in anderen Workshops sind übri-
gens ältere Genossen ausgerastet. als 
die Moderation meinte, dass sie auch 
mal jemand Junges zu Wort kommen 
lassen möchte.

Ziemlich heiß her ging es auch bei 
der Diskussion zu Hartz IV, wo ich leider 
die ersten 10 Minuten verpasst habe. 
Moderiert wurde die Diskussion von der 
sächsischen Bundestagsabgeordneten 
und GroKo-Gegnerin Daniela Kolbe, was 
ich als ein gutes Zeichen gewertet habe, 
nicht nur wegen ihrer guten Beiträge 
zu einer Reform des Sozialsystems. Et-
was verwundert war ich über die State-
ments des Generalsekretärs der Caritas, 
der sich zwar auch für eine Reform zu 
Gunsten der Betroffenen ausspricht, 
aber andererseits das Sanktionssystem 
abfeierte und meinte, dass die SPD auf 
die Agenda 2010 (also auf den größten  
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von den Befürworter:innen des BGEs 
kritisiert. Die Übeltäterinnen hat man in 
den von der Arbeiter:innenbewegung er-
kämpften sozialen Bürger:innenrechte 
gesehen. Flankiert wurde das dann 
auch mit einer bürgerlich-regressiven 
Staatskritik: Der Staat könne ja sowieso 
nicht mit diesen „riiiiiesigen“ Summen 
an Geldern umgehen. Deswegen wäre 
es doch besser, wenn man alle Gelder 
aus dem Sozialetat „einfach“ in einem 
Topf schmeißt und gleichmäßig auf alle 
Bürger:innen (unabhängig vom Bedarf 
natürlich) verteilt. Dass dabei nur dann 
1000 Euro pro Monat herauskommen 
können, wenn man den Monat als ei-
nen Zeitraum definiert, der mehr als 100 
Tage umfasst, hat man dabei wissent-
lich ignoriert. Man wolle nicht über die 
Finanzierung reden, weil das ja jede Dis-
kussion über das BGE zerstören würde.

Trotz dieses unsäglichen Workshops 
hat das Debattencamp meine (zugege-
benermaßen niedrigen) Erwartungen 
übertroffen und hat mir gut gefallen. 
Nicht nur, weil ich nach den Landtags-
wahlen etwas rausgekommen bin und 
weil ich alte Bekannte (wieder) getrof-
fen habe, sondern auch, weil man die 
Möglichkeit hatte, sich auch außerhalb 
der Workshops auszutauschen und 
auch Ideen für die Arbeit vor Ort mit-
nehmen konnte. Was mich ein bisschen 
gestört hat war, dass viele Diskussio-
nen nicht in größere Zusammenhän-
ge eingebettet wurden. Der Workshop 
zum sozialdemokratischen Aufstiegs-
versprechen thematisierte nur die Bil-
dungspolitik. Zurecht wurde die Diskri-

minierung von Arbeiter:innenkindern 
und Migrant:innen durch das deutsche, 
unterfinanzierte Schulsystem kritisiert. 
Die Verteilungsfrage wurde dabei nicht 
thematisiert, obwohl z.B. ein abge-
schlossenes Studium heutzutage keine 
Garantie mehr für ein Normalarbeits-
verhältnis ist und ein gutes Schulsys-

stark eingebunden werden.
Ziemlich schräg und erschreckend 

fand ich den Workshop zum Grund-
einkommen, wo es eigentlich primär 
um den Vorschlag von Lars Klingbeil 
gehen sollte. Die Diskussion drehte 
sich aber sehr schnell nur noch um 
das bedingungslose Grundeinkommen 
(BGE). Klingbeil betonte, dass es ihm 
mit seinem Grundeinkommensmo-
dell nicht um Besserverdiener:innen 

gehe, sondern zum 
Beispiel um die Pfle-
gekraft. Erstere be-
kommen von ihren 
Arbeitgeber:innen so-
wieso schon ein Sab-
batical. 

Dieses Grund-
einkommensmodell 
wird aber die Prob-
leme in der Pflege 
null lösen. Die über-
wiegende Anzahl 
der Pflegefachkräfte 

arbeitet in Teilzeit. Zum einen, weil der 
Job so anstrengend ist, dass viele ihn 
nicht in Vollzeit ausüben können, zum 
anderen, weil der Job vor allem von 
Frauen ausgeübt wird, die aufgrund der 
immer noch vorherrschenden gesell-
schaftlichen Verhältnisse dazu gezwun-
gen sind, einen überwiegenden Teil der 
unbezahlten Erziehungs-, Pflege-, und 
Hausarbeit zu übernehmen. 

Stattdessen warb ich in einem Wort-
beitrag für eine 30-Stunden-Woche, 
zumindest im Pflegebereich. Davon ab-
gesehen plädierte ich für ein bedarfsori-
entiertes, sanktions-
freies Sozialsystem, 
wo Menschen nach 
ihren Wünschen und 
Talenten gefördert 
werden. Obwohl ich 
diese Forderungen 
mit einer heftigen 
Kritik am BGE formu-
liert habe, hat fast 
der gesamte Saal ge-
klatscht, was mich 
auch nur im ersten 
Moment verwundert 
hat. 

Die Befürworter:innen des BGEs äu-
ßerten in ihren Wortmeldungen vor al-
lem ihre Unzufriedenheit mit der heuti-
ge Arbeitswelt: Mit der Verdichtung der 
Arbeit, mit der Angst vorm Arbeitsplatz-
verlust usw. Die Verursacherin dieser Ar-
beitswelt, die vorherrschende Produkti-
onsweise, wurde nicht mal Ansatzweise 

Sozialstaatsabbau in der Geschichte der 
Bundesrepublik) stolz sein müsse. Den 
Sanktionsmechanismus hat er vor al-
lem auch mit dem Argument verteidigt, 
dass es vor allem faule junge Menschen 
seien, die dann versuchen würden 
das Sozialsystem als bedingungsloses 
Grundeinkommen zu missbrauchen. 

Leider bin ich in diesem Panel nicht 
zu Wort gekommen. Ich hätte gerne ins-
besondere hier widersprechen wollen, 

insbesondere aufgrund der Erfahrun-
gen, die wir hier in Erlangen machen, 
wo man schon seit den 1980er Jahren 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Ju-
gendarbeitslosigkeit beschlossen hat. In 
Erlangen haben wir quasi Vollbeschäfti-
gung und trotz Fachkräftemangels gibt 
es junge Menschen, die keinen Job fin-
den. Hauptgründe sind unter anderem 
Krankheit ( ja, in diesem Alter!) und ein 
schwieriges soziales Umfeld, das sie aus 
der Bahn geworfen hat. Alle beteiligten 
Sozialpädagog:innen in Erlangen sagen, 
dass diese Menschen nicht faul sind, 
sondern intensive Hilfe brauchen, um 
wieder ein geregeltes Leben führen zu 
können. Und unter anderem deswegen 
halte ich von Sanktionen gar nichts. Es 
würde übrigens niemand auf die Idee 
kommen, Gymnasiast:innen staatlich 
durchgesetzt das Taschengeld zu kür-
zen, wenn sie eine 5 in Mathe schreiben. 

Deutlich mehr angesprochen haben 
mich die (leider viel zu wenigen) Bei-
träge mit volkswirtschaftlichem Sach-
verstand von Prof. Bäcker von der Uni 
Duisburg/Essen, der zurecht die ab-
surde Vorstellung kritisierte, dass das 
Unter-Druck-setzen von Arbeitslosen 
neue Arbeitsplätze schafft. Insbesonde-
re wies er auch darauf hin, dass Hartz IV 
keine soziale Teilhabe ermögliche und 
damit einen wesentlichen Anspruch an 
den Sozialstaat nicht erfüllt.  Ich fände 
es nicht schlecht, wenn er und Danie-
la Kolbe an der Erarbeitung eines SPD-
Vorschlags zur Reform des Sozialstaats 



10

Diskussion

Von Monika Fath-Kelling

Aus dem Bauch gesprochen:

Vorwärts ins Debattencamp
Auf der Rückseite der Frontpage des 
neuen Vorwärts eine ganze Seite zum 
Debattencamp. WOW

Im Artikel zu Beginn die Frage „Wozu 
braucht es die SPD?“ Meine spontane 
persönliche Antwort: Bei der jetzigen 
politischen Lage gar nicht. Die Frage al-
lein ist nämlich schon korrekturbedürf-
tig, denn „die SPD“ gibt es so gar nicht. 
Es gibt einen gern beschworenen My-
thos der Sozialdemokratie vergangener 
Tage und es gibt den Ist-Zustand nach 
indirekter Übernahme durch die Finanz
industrie. Es muss nämlich mittlerwei-
le unterschieden werden zwischen der 
Politik der demokratischen Fassade und 
einer Politik, die tatsächliche Verände-
rungen hervorzubringen vermag. Also 
der Politik, die für die grundsätzliche ge-
sellschaftspolitische Weichenstellung 
sorgt. Erstere wird von Politikern ge-
macht, letztere von Lobbyisten des in-
dustriellen Finanzkomplex (siehe auch 
„tiefer Staat“, und dass es einen solchen 
gibt, hat Herr Schäuble uns ja schon vor 
Jahren freimütig bestätigt).

„Wie halten wir (?) unsere (?) Ge-
sellschaft zusammen“ fragt der Autor 
weiter. Da frage ich mich, wer hier für 
wen den Laden pro forma so zusam-
menhält, dass er nicht durch wildes 
Aufbegehren der Unbemittelten aus-
einanderfliegt. Daraus könnte sich na-
türlich durchaus der Daseinszweck der 
SPD ergeben. Wenn es denn die Wähler 
noch wollten. Wie es aussehen könnte, 
wenn es schiefgeht: Nur einmal kurz an 
die Bauernaufstände (auch „Revolution 
des gemeinen Volkes“ genannt) in Süd-
deutschland und Tirol erinnern, samt 
deren brutalstmöglicher Niederschla-
gung durch Adel und Klerus und die 
langdauernde desaströse Wirkung auf 
die Selbstwahrnehmung des einfachen 
Volks damals 1524 bis 1526. Aber schau-
en wir Vorwärts.

Als nächstes sollen „wir (!) unseren 
gemeinsamen Wohlstand sichern (!)“. 

Sichern können sich da wieder einmal 
nur die Extrem-Besitzenden ihre Macht 
und ihren überproportional angewach-
senen Einfluss durch ihr Geld. Denn der 
wirkliche gemeinsame Wohlstand wird 
spätestens seit 1998 wie eine Erzmine 
ausgebeutet, zu Lasten der Wenig-Be-
sitzenden. Je weniger Besitz desto mehr 
Last. Das heisst heute „ausgleichende 
Gerechtigkeit“. <Sarkasmus aus>.

Und dann werden wir dort „Thesen 
entwickeln“. Werden wir? Oder wer-
den diese einmal mehr nur vordiktiert 
und die Alternativlosigkeit der ökono-
mischen Expertise beschworen, wie 
die Gästeliste und die Themensetzung 
vermuten lassen könnte? Wenn wir 
nüchtern auf unsere Partei schauen, 
müssen wir feststellen, dass sie sich 
schon spätestens seit den 90ern des 
letzten Jahrhunderts regelmäßig gegen 
das Allgemeinwohl positioniert und an 
einer grundsätzlicheren Veränderung 
des „Eigentumsgedankens“ in keiner 
Weise mehr interessiert ist. Warum 
ist beispielsweise eine grundsätzliche 
Deckelung privaten Eigentums nicht 
mehr diskutierbar? Das Beste aus zwei 
Welten: Privateigentum ja, mit Garan-
tie und allem Pipapo wie bisher, bis zu 
einer bestimmten, durchaus großzügig 
zu bemessenden Höhe, aber eben nicht 
weiter? Danach gelten andere Regeln, 
für öffentliches Eigentum. Oder warum 
kann das private Eigentum an Boden, 
Bodenschätzen, Wasser, Luft nicht um-
organisiert werden zu einem System 
unterschiedlicher, limitierter Nutzungs-
rechte? Selbst das Nachdenken darüber 
ist sarosankter als Gotteslästerung. Im 
Heidelberger Programm sowieso und im 
Godesberger Progamm abgeschwächt 
war das noch auf unserer politischen 
Agenda ganz weit vorn!

Viele Bürger*innen erwarten angeb-
lich „Antwort auf die drängenden Fra-
gen“, die uns dann schluckfertig vorge-
kaut serviert werden. Die einzig wirklich 

drängende Systemfrage, die vor allem 
an die Verteilungsfrage rührt, darf na-
türlich nicht gestellt werden. 

Dafür die Frage, „ob wir zukünftig 
in Europa noch in Frieden leben kön-
nen.“ Das entscheidet aber weder un-
sere Regierung, noch weniger eine SPD, 
sondern ausschließlich die globalen 
diversen Netzwerke der Ultra-Reichen, 
beispielhaft herausgegriffen der Coun-
cil on foreign relations, die Rockefeller 
Foundation, diverse Geheimdienste etc. 
Nun „wollen wir wieder die Kontrolle 
gewinnen“, meint der Autor. Netter Ver-
such, da sind die Netzwerker des Geldes 
aber ungleich fixer, wir wissen ja noch 
nicht einmal, über was es die Kontrolle 
zurückzugewinnen gilt (da passt doch 
die aktuelle Bäumchen-wechsle-dich-
Kandidatur von Herrn Merz als CDU-
Vorsitzender respektive Kanzlerkandi-
dat wie die Faust aufs Auge. Oder auch 
der Armuts- und Reichtumsbericht der 
Bundesregierung, der den Reichtum so 
eigenartig ausspart).

Die Zielrichtung der ganzen Debat-
tenkultur unserer Partei kulminiert je-
denfalls im Satz: „Diese und viele ande-
re Fragen werden wir diskutieren und 
beantworten.“ Schön, dass die Partei 
schon weiß, dass es Antworten auf die 
als drängend definierten Fragen geben 
wird. Noch schöner, dass sie die Antwor-
ten anscheinend schon passend parat 
hat, denn sonst wüsste man schließ-
lich noch nicht, ob sich Antworten fin-
den. Am schönsten jedoch ist, dass sie 
glaubt, dieses Politiktheater erreicht 
„die Herzen der Menschen.“ Denn aufs 
Hirn der Bürger*innen zielt sie scheint’s 
schon lange nicht mehr.

It's all emotion, stupid ...

sung bin ich schon gespannt und ob 
man diesmal den Ortsvereinen genü-
gend Zeit lässt, sich damit auseinander-
zusetzen, um Änderungsanträge einzu-
bringen.

Positiv überrascht war ich darüber, 
dass in vielen Workshops protokolliert 
wurde. Die Ergebnisse der Workshops 
sollen nun bis Februar zusammenge-
fasst werden. Auf die Zusammenfas-

tem zwar notwendig für gut ausgebil-
dete Arbeitskräfte ist, aber nicht neue 
Arbeitsplätze schafft. Die Zahl der Un-
terbeschäftigten liegt immer noch über 
drei Millionen.
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#SPDerneuern, #Aus Fehlern lernen:

Thema: Kommunale Selbstverwaltung – 
Subsidiarität

Von Helmut AicheleIm Impulspapier 2 zum Debattencamp 
unter der Überschrift „Neues Miteinan-
der“ findet sich die folgende Aussage: 
„… deshalb gehört die Funktionstüch-
tigkeit der grundgesetzlich garantierten 
kommunalen Selbstverwaltung zum 
Grundbestand sozialdemokratischer 
Positionen.“

Hier haben wir wieder den wohl-
klingenden Politsprech mit Allgemein-
plätzen, mit denen niemand etwas an-
fangen kann, weil er nicht weiß, was 
damit gemeint ist. Zur Erläuterung drei 
Beispiele:

Der erleuchtete (oder erleuchtende) Ka-
min:
Der in wechselnden Farben leuchtende  
Stadtwerkekamin hat vielen Bürgerin-
nen und Bürgern Freude gemacht. Dann 
kam die Posse wegen Einsprüchen, und 
die Bezirksregierung von Ansbach griff 
ein. Und jetzt, nach fast einem Jahr, 
leuchtet der Kamin wieder, zur Freude 
des Publikums, d.h. man hat sich ge-
einigt. Trotzdem bleibt die Frage: War 
dieses langwierige und kostspielige Ver-
fahren notwendig und gerechtfertigt? 
Bei etwas gutem Willen der Einspruchs-
führer hätten die ESTW das gleiche Er-
gebnis auch ohne die unnötige Büro-
kratie des Bezirks und ohne (teure?) 
Gutachten erreichen können.

Erlanger Stadtbus – ÖPNV
In dieses Thema scheint ja jetzt etwas 
Bewegung zu kommen, nachdem die 
Stadt Aschaffenburg dem Tübinger 
Beispiel folgt und kostenlosen Bus am 
Samstag anbietet, Fürth macht mit kos-
tenlosen Bussen an den Adventssonn-
tagen einen eigenen umstrittenen Vor-
schlag zur Förderung von ÖPNV. Umso 
sinnvoller erscheint es, den schon vor 
einem halben Jahr im Distrikt Innen-
stadt gemachten Vorschlag für eine klit-
zekleine Änderung der Tarifstruktur, so 
dass das Tagesticket nur ein paar Cent 
günstiger ist als zwei Fahrten mit dem 
Vierer-Abo, umzusetzen. Der Vorschlag 
liegt jetzt beim Stadtteilbeirat Innen-
stadt und es bleibt zu hoffen, dass er 
dort nicht verschimmelt. Der Vorschlag 
könnte bei seiner Einführung zwanglos 

auch durch die Einführung des kosten-
losen Samstagsbusses ergänzt werden. 
Die Erlanger Einzelhändler würde dies 
sicher freuen.

Zur Verdeutlichung der Erlanger Si-
tution füge ich einen Leserbrief ein, der 
am 14. Juli 2018 in den Erlanger Nach-
richten erschienen ist (der Autor hat mir 
die Verwendung seines Briefes gstat-
tet):

Klar, alles wird teurer und was liegt 
näher, dies an den Endverbraucher wei-
terzugeben. Aber warum alles teurer 
wird, ist nicht ohne weiteres immer 
leicht ersichtlich. Zur Erhellung möchte 
ich folgendes beisteuern. 11.06. in den 
Bus gestiegen, im Vorbeigehen dem 
Fahrer die 10-er Streifenkarte gezeigt, 
dieser hat genickt, dann habe ich 3 
Streifen abgestempelt. Drei Stationen 
weiter von Kontrolleur Nr. 235 kontrol-
liert. Dieser teilte mir mit, dass mein 
Fahrschein ungültig sei und er deshalb 
meine Personalien aufnehmen müsse. 
Wie sich herausstellte, hatte ich zwar 
korrekt abgestempelt, allerdings noch 
eine alte Karte zu € 11,50 verwendet. 
Die neuen würden jetzt € 11,90 kosten, 
deshalb sei meine ungültig. Ich hatte 
so etwas überhaupt nicht bedacht und 
da ich die Stadtwerke unmöglich auf 
diesem hohen Fehlbetrag von € 0,12 
sitzen lassen wollte sofort angeboten, 
einen weiteren Streifen als Schadens-
ausgleich abzustempeln. Dies wurde 
als nicht machbar bewertet und meine 
Streifenkarte zur Beweissicherung nach 
dem sechsten abgestempelten Streifen 
abgerissen. Zur weiteren Klärung möge 
ich mich an das Kundenbüro in der Goe-
thestraße wenden, wurde mir beschie-
den.

Dies habe ich am 15.06. getan. Hier 
teilte mir eine Frau Müller mit, dass sie 
mir das „erhöhte Beförderungsentgelt“ 
von € 60,00 (für Schwarzfahren) aus 
Kulanzgründen auf € 15,00 reduzieren 
wolle, ich mit einem weiteren Entge-
genkommen aber nicht rechnen kön-
ne. Auch eine Rückerstattung der noch 
nicht abgefahrenen 4 Streifen sei nicht 
möglich, da man nur ganze Karten er-
statte, und nicht zerrissene. Auch mein 
Einwand, dass der Kontrolleur Nr. 235 

diese Karte zerrissen habe, konnte nicht 
beeindrucken. Ich wurde dann zur wei-
teren Klärung an die nächst höhere Ins-
tanz, die VAG Nürnberg verwiesen. 

An diese habe ich mich unter Schilde-
rung des Sachverhaltes auch am 17.06. 
gewandt unter Beifügung des Bean-
standungszettels,  meiner 4 Reststreifen 
und Briefmarken im Wert von € 0,12.

Mit Antwortschreiben vom 21.06. 
wurde ich auf Seite 1 darüber belehrt, 
welche Pflichten als Benutzer öffentli-
cher Verkehrsmittel vor deren Benut-
zung ich habe. (Mit der früheren Arglo-
sigkeit werde ich wohl nie mehr einen 
Bus besteigen können). Dann kam wie-
der das alte Angebot, das erhöhte Beför-
derungsentgelt von € 60,00 auf € 15,00 
zu reduzieren (ohne Anerkennung einer 
Rechtspflicht). Falls ich dem nicht nach-
zukommen gedenke, sehe man sich ge-
zwungen, die gesamte Forderung (also 
€ 60,00) an ein Inkassounternehmen 
abzutreten. Meine Anlagen einschließ-
lich Briefmarken waren wieder beige-
legt, verbunden mit dem Hinweis, mir 
meine nicht gestempelten Streifen im 
Erlanger Kundenbüro auszahlen lassen 
zu können.

Dort bin ich dann erneut vorstellig 
geworden, wurde mit der gleichen Be-
gründung wie vorher schon abgewiesen 
und erst eine schon sehr energische In-
tervention meinerseits mit Verweis auf 
das Schreiben der VAG führte zur Rück-
zahlung von € 4,60. Da ich auf den Bus 
angewiesen bin, habe ich für das zwei-
malige Aufsuchen des Kundenbüros 4 
Streifen abstempeln müssen.

Das halte ich schon für Bürokratie, 
die sich verselbständigt hat und um ih-
rer selbst Willen da ist. Wieso haben 2 
Personen die Vollmacht, eine zu bezah-
lende Summe um € 45,00 zu reduzieren, 
nicht aber um über € 0,12 zu entschei-
den? Bürgernähe sieht anders aus, auch 
wenn Bürgermeister dem Aufsichtsrat 
vorsitzen und andere honorige Herren 
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Protokoll der Distriktsver-
sammlung vom 7. Novem-
ber
Nach der Begrüßung der Mitglieder 
durch die Distriktvorsitzende Tanja 
Amon wird der vorgeschlagenen Tages-
ordnung einstimmig zugestimmt. Die 
Einladung zur Mitgliederversammlung 
erfolgte fristgerecht.

1. Wahlanalyse zur Landtags-, und Be-
zirkstagswahl
Die Wahlergebnisse in den drei Stimm-
bezirken Dechsendorf-Nordwest, - 
Nordost und -Süd sind alles andere als 
berauschend. Der Trend auf Stimmkreis
ebene Erlangen-Stadt, Bezirks- und Lan-
desebene spiegelt sich auch im Stadtteil 
Dechsendorf wieder. Die SPD musste 
herbe Verluste hinnehmen. 
•	 Landtagswahl:

•	 Dechsendorf-Nordwest: Wahlbe-
teiligung: 52,86 Prozent, Erststim-
men: 11,49 Prozent (minus 13,25 
Prozent), Zweitstimmen: 13,16 Pro-
zent (minus 13,73 Prozent)

•	 Dechsendorf-Nordost: Wahlbe-
teiligung: 58,22 Prozent, Erststim-
men: 10,82 Prozent (minus 9,61 
Prozent), Zweitstimmen: 10,82 

Prozent (minus 11,14 Prozent)
•	 Dechsendorf-Süd: Wahlbeteili-

gung: 58,21 Prozent, Erststimmen: 
10,39 Prozent (minus 8,26 Pro-
zent), Zweitstimmen: 9,52 Prozent 
(minus 9,77 Prozent)

•	 Bezirkstagswahl:
•	 Dechsendorf-Nordwest: Wahlbe-

teiligung: 53,19 Prozent, Erststim-
men: 15,78 Prozent (minus 10,98 
Prozent), Zweitstimmen: 12,96 
Prozent (minus 11,64 Prozent)

•	 Dechsendorf-Nordost: Wahlbetei-
ligung: 58,29 Prozent, Erststim-
men: 15,91 Prozent (minus 7,85 
Prozent), Zweitstimmen: 12,57 Pro-
zent (minus 8,57 Prozent)

•	 Dechsendorf-Süd: Wahlbeteili-
gung: 58,16 Prozent, Erststimmen: 
14,46 Prozent (minus 7,61 Prozent), 
Zweitstimmen: 11,06 Prozent (mi-
nus 9,38 Prozent)

2. Wahlanalyse Bürgerentscheid Erlan-
gen-West III
Stimmenergebnis:
•	 Dechsendorf-Nordwest: Wahlbetei-

ligung: 47,78 Prozent, Ja : 41,36 Pro-
zent, Nein: 58,64 Prozent

•	 Dechsendorf-Nordost: Wahlbetei-
ligung: 54,64 Prozent, Ja: 38,75 Pro-
zent, Nein: 61,25 Prozent

•	 Dechsendorf-Süd: Wahlbeteiligung: 

Distrikt Dechsendorf
Vorsitzende:
Tanja Amon
tut.amon@gmx.de

den Vorstand bilden. Oder bin ich viel-
leicht gar nicht schwarzgefahren? Mei-
ne Karte war möglicherweise ungültig, 
aber nicht wertlos, da ja zurück erstat-
tet wurde. Durch mein Angebot, einen 
weiteren Streifen abzustempeln, hätte 
ich dem Unternehmen ja sogar noch ei-
nen Vorteil verschafft.

Mit dem ganzen Vorgang waren ins-
gesamt 5 Personen befasst. Ich habe die 
€ 15,00 letztlich bezahlt, um die Steuer-
zahler nicht weiter über Gebühr zu be-
lasten. Aber man sollte nicht vergessen: 
Wegen 12 Cent. Nichts über deutsche 
Gründlichkeit und Korrektheit, so es sie 
denn geben sollte. Aber sie kann nie-
mals eine Priese gesunden Menschen-
verstand ersetzen. Denn wo der Hori-
zont zum Punkt wird, nennt man das 
Standpunkt.

Soweit so schlecht, und so fällt es 
schwer zu glauben, dass es das Ziel 
unserer kommunalen und Stadtwerke-

Verkehrsexperten sein soll, einen kun-
den- und benutzerfreundlichen opti-
malen städtischen ÖPNV innerhalb des 
VGN zu entwickeln.

Auch der NN-Artikel vom 23. Novem-
ber 2018, unter der Überschrift „Lieber 
Bus als Auto“, vermittelt den Eindruck, 
dass sich die Erlanger Verkehrsexperten 
vor allem den Kopf des VGN zerbrechen, 
anstatt die Verbesserung des Stadtbus-
betriebs voranzubringen. Hier sollte ein 
Umdenken stattfinden, denn man kann 
sicher auf der unteren Ebene Verbesse-
rungen bewirken, ohne dass die darüber 
liegenden Organisationen (VGN) oder 
langfristigen großräumigen Entwick-
lungen (VEP) beeinträchtigt werden.

Kommunale Selbstverwaltung: Bil-
dungspolitik
An unseren Schulen werden Kinder bei 
besonderen Beeinträchtigungen (Leg-
asthenie etc.) zusätzlich gefördert, und 

dies offenbar mit gutem Erfolg. Bei der 
Dyskalkulie scheint sich bis jetzt der 
Freistaat zu weigern, die zusätzlichen 
Kosten zu tragen. Um dieses Versagen 
des Freistaats im Sinne einer notwen-
digen Bildungspolitik nicht auf dem Rü-
cken der Betroffenen auszutragen, trägt 
die Kommune die Kosten. Auch dieses 
Beispiel zeigt, dass es für die kommu-
nale Selbstverwaltung im Sinne einer 
wohlverstandenen und gutentwickel-
ten Subsidiarität noch beträchtliche 
Hürden zu überwinden gibt.

FAZIT:
Die kommunale Selbstverwaltung 
braucht noch in vielfältiger Hinsicht 
bessere Rahmenbedingungen. Mehr 
Transparenz (Glasnost) erscheint mir 
eine wesentliche Voraussetzung, um 
auf demokratischem Weg das Bewusst-
sein dafür und für die Durchsetzung der 
Veränderungen zu erreichen.
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54,08 Prozent, Ja: 36,01 Prozent, Nein: 
63,99 Prozent

3. Aktuelles aus dem Ortsbeirat
a)	 Schulwegplan Grundschule Dech-

sendorf: Der Schulwegplan wird vor 
Schulbeginn im Herbst an alle El-
tern verteilt, um den Schulweg mit 
den Kindern trainieren zu können. 
Auf dem Plan befindet sich der ver-
kehrssicherste Weg für die Kinder zur 
Schule. Die Mitglieder diskutieren 
Möglichkeiten, um die Schulwegsi-
cherheit zu verbessern: Z.B. Pikto-
gramme im Bereich der Schulwege;  
Zebrastreifen (mit Schilder „Vorsicht 
Kinder“) überall dort, wo die Kin-
der gefahrlos über die Straße gehen 
können, wie z.B. Naturbadstraße und 
Röttenbacher Straße (an der Über-
querungshilfe); Einsatz von Schüler-
lotsen bzw. Schulweghelfer an stark 
befahrenen Straßen; Walking-Bus: 
Mit dem Bus werden mehrere Kinder 
täglich zu Fuß zur Schule von zwei 
Erwachsenen gebracht. Die vorderen 
beiden Kinder sind die „Busfahrer“, 
die letzten beiden die „Schaffner“. 
Die Begleitpersonen haben nur Kon-
trollfunktion. An der Grundschule 
sollen Mobilitätsberatungen vom 
Schulverwaltungsamt für die Eltern 
durchgeführt werden. 

		  Zum Thema Schulwege sichern 
wurde von der SPD-Stadtratsfraktion 
am 25. September 2018 der Antrag 
gestellt, die Schulwege in Dechsen-
dorf zu überholen und deutlich sicht-
bar zu machen.

b)	 Sicherheit für Radfahrer an der 
Staatsstraße 2259: Der Fußgänger-
weg an der Röttenbacher Straße und 
Hemhofener Straße soll auch von 
Radfahrern benutzt werden können. 
Es ist für Radfahrer zu gefährlich, 
auf der Staatsstraße in Richtung Ein-
kaufszentrum in Heßdorf zu fahren 
(zu hohes Verkehrsaufkommen). Es 
soll ein Schild angebracht werden, 
das die Benutzung des Fußgänger-
weges für Fußgänger und Radfahrer 
gemeinsam erlaubt.

c)	 Bearbeitungsstand zu Verkehrsthe-
men (Amt für Stadtentwicklung und 
Stadtplanung)
•	 Der Antrag des Ortsbeirats, auf 

dem Weiherdamm zwischen 
Dechsendorfer Ufer und Ostufer-
Parkplatz sowie im Bereich der 
alten Umkleidekabinen ein Rad-
fahrverbot zu erlassen, wird von 
der Verkehrsbehörde geprüft.

•	 Ampelanlage Weisendorfer Stra-
ße/Brühl: Das vom Ortsbeirat 
beantragte Vorsignal in Höhe Ein-
mündung Heßdorfer Weg wird 
kommen. In diesem Zusammen-
hang werden auch Lösungen zur 
Unterbindung der „Gehwegüber-
fahrungen“ auf der Südseite der 
Weisendorfer Straße im Bereich 
der Bushaltestelle geprüft.

•	 Campingstraße (Neuregelung des 
Parkverkehrs): Die Neuordnung 
des Parkverkehrs in der Cam-
pingstraße konnte aufgrund der 
prekären Personalsituation noch 
nicht in Angriff genommen wer-
den. Die Verkehrsbehörde wird 
bis Ende November 2018 mit dem 
Ortsbeirat und den Fachdienst-
stellen (Feuerwehr, Tiefbauamt, 
Verkehrsplanung) einen Vor-Ort-
Termin vereinbaren, bei dem die 
notwendigen Maßnahmen fest-
gelegt werden.

•	 Verkehrsspiegel Libellenweg/Te-
plitzer Straße: Der Antrag wurde 
an das Tiefbauamt zur weiteren 
Bearbeitung und Entscheidung 
übermittelt.

4. Konzept Naherholungsgebiet Dech-
sendorfer Weiher
Entwicklungsziele und Maßnahmen – 
Handlungsempfehlungen :
•	 Sport-Areal: Der Bereich des C-Platzes 

bzw. Bolzplatzes an der Westseite bie-
tet ein Potential für den Ausbau eines 
freien Sportangebotes am Dechsen-
dorfer Weiher. Hier könnten gegebe-
nenfalls, unter Einbeziehung der Ten-
nisplätze, Flächen für Sportarten wie 
Beachvolleyball, Tischtennis, Badmin-
ton und dergleichen entstehen. 

•	 Freizeit-Areal „Erholung“: Am west-
lichen Ufer zwischen Süd-Eingang 
und Surfclub können Liegewiesen, 
Badebereich und Umgriff Kiosk wei-
terentwickelt werden. Dazu ist eine 
allgemeine Aufwertung der Freiflä-
chengestaltung mit diversen quali-
tativ hochwertigen Ausstattungsge-
genständen (wie Außenumkleiden, 
Sitz- und Liegemöglichkeiten, Mobi-
liar, Kiosk) sowie Baumpflanzungen 
erforderlich. Am Ufer bieten Sitzgele-
genheiten direkten Zugang zum und 
Erlebnis von Wasser.

•	 Freizeit-Areal „Aktivität“: Am östli-
chen Ufer entsteht zwischen Park-
platz und Schutzhütte ein Areal für 
aktiveres Erleben durch eine ge-
schickte Kombination von Freizeit, 
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Distrikt Frauenaurach
Vorsitzender:
Jens Schäfer
schaefer-jens@gmx.net

Liebe Genossinnen und Genossen,
wir laden euch herzlich ein zur

Distriktsversammlung 
mit Weihnachtsfeier 

am Dienstag, 11. Novem-
ber, 19:30 Uhr, Gemeinde-

zentrum Frauenaurach 
Dabei wollen wir auf das Jahr zurückbli-
cken und uns mit der Kommunalwahl 
2020 beschäftigen. Wir würden uns 
freuen, wenn sich ein paar GenossInnen 
einfinden. Gerne dürfen Lebkuchen, 
Plätzchen und ähnliches mitgebracht 
werden.

Für den Vorstand
Jens Schäfer

Protokoll der Sitzung vom 
13. November
1. Begrüßung und Genehmigung der Ta-
gesordnung
Der Vorsitzende Jens Schäfer begrüßt 
die anwesenden GenossInnen. Die Ta-
gesordnung wird besprochen und ge-
nehmigt.

2. Aktuelles
Hartmut ist im September in den Seni-
orenbeirat berufen worden. Zukünftig 
sollen – wenn seniorenpolitische The-
men in den Ortsbeiräten behandelt 
werden – auch die Beiräte eingeladen 
werden. Das kann man ähnlich wie Be-
treuungsstadträte verstehen. Hartmut 
wird in Kriegenbrunn und Frauenaurach 
dabei sein, evtl. auch in Hüttendorf.

Distrikt Eltersdorf
Vorsitzender:
Christian Maurer
christian2401@t-online.de

Liebe Genossinnen und Genossen,
unser nächstes Distriktstreffen ist am 

Mittwoch, 19. Dezember, 
19 Uhr, Schützenhaus

und am

Mittwoch, 16. Januar, 
19 Uhr, Schützenhaus

Tagesordnung:
wird jeweils aktuell beschlossen

Für den Vorstand
Christian Maurer

Erholung, Sport, Spiel und Natur. 
Die Außenfläche des Kiosks ist auf-
zuwerten durch hochwertige Sitz-
möglichkeiten. Die Grillplätze sind 
zu erhalten und zu sanieren. In den 
Baumbestand angrenzend an die 
Sängerwiese können behutsam der 
Fitnessparcours und eventuell (gene-
rationenübergreifende) Spielflächen 
integriert werden.

•	 Natur-Areal an der Nordseite: Das 
nördliche Ufer zwischen dem Sport-
gelände des FC Dechsendorf und der 
Schutzhütte bleibt weiterhin der Na-
tur überlassen. Entlang einer geziel-
ten Wegeführung sind Schilder mit 
Informationen zur Umwelt und Lehr-
pfade anzubringen. Denkbar sind 
Naturbeobachtungsstationen und 
Spielpunkte zum Thema Wasser und 
Natur.

•	 Zugänge zum Wasser: Durch Zu-
gänge zum Wasser werden die Auf-

enthaltsqualität am Wasser und die 
Erlebbarkeit von Wasser verbessert. 
Die Zugänge können in Form von 
Sitzgelegenheiten (Natursteine, Stu-
fen ect.), Podesten oder Stegen (au-
ßerhalb der Badebereiche) erfolgen.

•	 Standorte für Baumpflanzungen: 
Aufgrund der vielen Ausfälle der 
letzten Jahre sind neue Baumpflan-
zungen nötig geworden. Vor allem 
an den Liegewiesen und Badestellen 
sind Baupflanzungen nötig. Im nörd-
lichen Bereich und in Gehölzgruppen 
wird vollständig auf Neupflanzun-
gen verzichtet, da durch Sukzession 
(Wandel der Artenzusammenset-
zung an einem bestimmten Ort) eine 
natürliche Verjüngung und Auf-
wuchs erfolgt. Vorgeschlagene Arten 
für die Baumpflanzungen: Erlen, Pap-
peln, Weiden, Eschen.

Gerhard Carl
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Wahlen in Bayern und Hessen mit 
großen Verlusten für die SPD. Bürger
entscheid zu Erlangen West III ist auch 
negativ ausgegangen. In Bayern regie-
ren bekanntermaßen ab sofort CSU/
Freie Wähler unter Söder. Kabinett wur-
de gestern vorgestellt. Hessen derzeit 
unklar aufgrund Wahlpannen, SPD aber 
wohl drittstärkste Kraft und mit etwa 
100 Stimmen hinter den Grünen. Diver-
se Koalitionsgespräche laufen.

3. Vorbereitung OBR Kriegenbrunn
Nachbereitung Frauenaurach: Jorchel 
hat eine Umfrage bei den Anwohnern 
des Herdegenplatzes zur Verschönerung 
gemacht und die Ergebnisse vorgestellt. 
94 Fragebögen wurden ausgegeben 
und 35 sind mit Antwort zurückgekom-
men. Vorschläge: Anordnung der Park-
plätze, Randbepflanzung, Halteverbote, 
Obstbäume, Blumenwiese, Urban Gar-
dening, mehr Fußgängerfreundlichkeit. 
Viele Anwohner sind deshalb zur OBR-
Sitzung gekommen. Besonders wurde 
Aufwertung der Grünflächen (Platz im 
Platz und Aurachwiese) gefordert. Are-
al soll zum Begegnungsort werden. Soll 
im nächsten OBR weiter diskutiert und 

ggf. erste Entscheidungen getroffen 
werden.

Vorbereitung Kriegenbrunn:
•	 Das Stadtplanungsamt stellt zwei 

Verkehrssicherungsmaßnahmen an 
der Ecke Pappenheimer-/Hüttendor-
fer-/Neuenweiherstraße Vor. Dort 
soll noch vor Schleusenneubau ent-
weder eine Ampel oder ein Kreisver-
kehr entstehen.

•	 Spatenstich für das Bürgerhaus war 
am 26. Oktober. Dazu sind viele Ver-
treter aus Stadt, Stadtrat und natür-
lich aus Kriegenbrunn gekommen. 
Zeitung hat wenige Tage später dann 
auch darüber informiert.

•	 Die Kerwa wird in Zukunft nicht 
mehr vom Gastwirt ausgerichtet. Es 
hat sich daher wieder eine Arbeits-
gruppe gebildet, die sich der Planung 
annimmt. Man hofft auf einen Fest-
wirt, der sich um alles kümmert.

4. Antrag an den Kreisvorstand zur 
Schulung der Orts- und Stadteilbeiräte
Es wurde ein Antrag an den Kreisvor-
stand und die Fraktion gestellt, der sich 
mit der Schulung von Orts- und Stadt-
teilbeiräten beschäftigt.
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Distrikt Ost
Vorsitzender:
Munib Agha
Telefon: 9731163
Mobil: 0160-3581886
munib_agha@hotmail.com

Liebe Genossinnen und Genossen, 
unsere Jahreshauptversammlung fin-
det statt am 

Dienstag, 29. Januar,  
19 Uhr, Pizzeria Romana 

(Brückenpaulus), Schron-
feld 74

Die Tagesordnung wird rechtzeitig per 
Post verschickt. 

Solidarische Grüße
Munib

Distrikt Innenstadt
Vorsitzende:
Monika Fath-Kelling
Telefon: 897065
kellingmo@nefkom.net

Liebe Genossinnen und Genossen, 
im Dezember tagen wir wieder einmal 
gemeinsam mit den Jusos bei unserer

Distriktsversammlung 

am Dienstag, 11. Dezember, 
20 Uhr, Kulisse

Für den Vorstand
Monika Fath-Kelling

5. Tagespolitisches Thema
Es wurden die weiteren Schritte zum 
Thema „bezahlbarer Wohnraum in Er-
langen“ und die Nachwirkungen des 
Entscheids Erlangen West III bespro-
chen und diskutiert.

6. Sonstiges
Der nächste Sitzungstermin wird am 11. 
Dezember um 19:30 Uhr im Gemeinde-
zentrum stattfinden. 

Für den Vorstand
Jens Schäfer
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Distrikt Süd
Vorsitzende:
Brigitte Rohr

Kontakt:
�� Dr. Andreas Richter 

andreas.m.j.richter@web.de
�� Franziska Herberger 

franziska.herberger@gmail.
com

Distrikt Tennenlohe
Vorsitzender:
Rolf Schowalter
Telefon: 601924
rolfschowalter@t-online.de

Liebe Genossinnen und Genossen, 
wir laden Euch herzlich ein zu unserer

Distriktsversammlung  
am Dienstag, 11. Dezem-
ber, 19 Uhr, Schlossgast-

stätte 
Tagesordnung: 
1)	 Aktuelles (Ergebnisse des StUB-Tras-

senforums etc.)
2)	 Bauprojekte in Tennenlohe 
3)	 Gestaltung des Neujahrsempfangs 

des Ortsbeirats
4)	 Jahresplanung 2019
5)	 Vorstandsbeschluss Flyerfinanzie-

rung
6)	Verschiedenes

Weitere Ankündigungen: 
Distriktversammlung am 8. Januar, 19 
Uhr und am 12. Februar, 19 Uhr. 

Für den Vorstand
Rolf Schowalter

Protokoll der Distriktver-
sammlung vom 20. No-
vember
Top 1: Aktuelles
Der nächste Tennenloher Bote soll im 
Dezember verteilt werden. Rolf sucht 
nach Themen.

TOP 2: Diskussion zu den Wahlergebnis-
sen
Die Ablehnung des Ratsbegehrens 
wird allgemein bedauert. In Tennenlo-

he liegen die Abstimmungsergebnisse 
ähnlich wie im ganzen Stadtgebiet. Es 
fällt auf, dass der eher konservative Teil 
Tennenlohe-Ost eine erkennbar höhere 
Zustimmung zu West III aufweist als 
auf der anderen Seite Tennenlohe-Süd. 
Gründe für der Ablehnung der Vorun-
tersuchung wurden in der sehr aggres-
siven und demagogischen Argumenta-
tion der Bürgerinitiative und in der nur 
halbherzigen Unterstützung der Koali-
tionspartner im Stadtrat gesehen. Die 
Einleitung des ganzen Unternehmens 
im Frühsommer war vermutlich stra-
tegisch nicht ausreichend durchdacht. 
Dem Flyer des Kreisverbands fehlte die 
klare argumentative Ausrichtung ge-
gen die Thesen der Bürgerintitiative. Im 
Stimmkreis Eltersdorf-Süd wurde das 
Ratsbegehren mehrheitlich unterstützt. 
Vielleicht hat die Wahlkampfhilfe der 
Tennenloher (mit eigenem Flyer) dort 
ein bisschen geholfen.

Die Ergebnisse der Landtags- und 
der Bezirkstagswahl waren für die SPD 
einfach nur erschütternd. Fehler in der 
Bundes-SPD (Causa Maaßen), gerin-
ger Bekanntheitsgrad bayerischer Ge-
nossen und der Beliebtheitsgrad der 
Bundes- und Landes-Grünen sowie die 
Unbeliebtheit der GroKo, obwohl dies 
ein bundesweiter Aspekt ist, werden 
als wichtigste Gründe gesehen, dass 
die SPD so massiv an die Grünen ver-
loren hat. Dies war auch in Tennenlohe 
der Fall. Es kann nicht in Aktivitäten der 
Grünen vor Ort begründet sein, denn 
die gab es nicht, also müssen überörtli-
che Gründe vorgelegen haben (s.o.). Es 
wird auch darüber diskutiert, inwieweit 
soziale Medien wie der „Wahl-O-Mat“ 
die Wähler zuungunsten der SPD beein-
flussen oder ob das Wahlprogramm der 
SPD einfach nicht mehr zeitgemäß ist. 

Liebe Genossinnen, liebe Genossen,
wir laden Euch herzlich ein zu unserer 
nächsten Sitzung am

Mittwoch, 9. Januar,  
20 Uhr, Bürgertreff Berli-
ner Platz, Berliner Platz 1

Vorgeschlagene Tagesordnung:
1. 	 Stadtteilbeirat ER-Süd
2. 	Aktuelles aus dem Stadtrat
3. 	Sonstiges

Wir freuen uns auf Euer zahlreiches Er-
scheinen.

Mit solidarischen Grüßen
Dr. Andreas Richter
für den Vorstand
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Liebe Genossinnen und Genossen,
im Dezember wird es wie üblich kei-
ne Distriktssitzung geben, sondern ein 
gemeinsames Weihnachtsessen. Wir 
werden dieses Jahr mal wieder bei Ro-
bert Krapp vorbeischauen und uns über 
leckere Schnitzel hermachen, dazu das 
ein oder andere politische Thema an-
schneiden und einfach eine gute Zeit 
haben!

Das Ganze findet statt am 

12. Dezember, 20 Uhr im 
Drei Linden – Zum Krapp 

in Alterlangen
Ich freue mich auf zahlreiches Kommen!

Solidarische Grüße
Tobias Körber	

Distrikt West
Vorsitzender:
Tobias Körber
Mobil: 01772955309
spd@tobias-koerber.de

Liebe Genossinnen und Genossen,
der Vorstand der AG 60plus lädt ein zur 
nächsten Vorstandssitzung/Mitglieder-
versammlung und freut sich auf euer 
Kommen am 

Mittwoch, 12. Dezember, 
16 Uhr, August-Bebel-

Haus
Tagesordnung
1.	 Begrüßung und Genehmigung der 

Tagesordnung
2.	 Genehmigung des Protokolls
3.	 Aktuelles 

•	 SPD erneuern: „Basisdemokratie 
ohne Delegierte“

4.	 Jahresrückblick

5.	 Programm für 2019
•	 Filmreihe im Frühjahr 
•	 Pflege der Städtepartnerschaft 

mit den Jenensern
6.	 Verschiedenes

Ich hoffe auf rege Diskussion und grüße 
im Namen des Vorstands 
Hartmut Wiechert

Protokoll der Unterbe-
zirks-Vorstandssitzung 
vom 8. November
Top 1: Begrüßung und Genehmigung 
der Tagesordnung 
Die Tagesordnung wurde angenommen. 

AG 60plus
Vorsitzender:
Hartmut Wiechert
Telefon: 991232
Hartmut.Wiechert@t-online.de

TOP 3: Debattencamp
Gert berichtet vom Berliner Debatten-
camp, an dem er teilgenommen hatte. 
Er war begeistert von der positiven und 
offenen Diskussionskultur und den in-
teressanten Ergebnissen. Über 3.000 
Teilnehmer haben sich in 60 Podiums-
diskussionen zu unterschiedlichsten 
Themen ausgetauscht. Ein Großteil der 
Veranstaltungen wurde aufgezeich-
net und kann im Internet angeschaut 
werden. 2019 sollen weitere acht Regi-
onalcamps stattfinden und die Ergeb-
nisse mittelfristig in ein neues Partei-
programm einfließen. 

TOP 4: Treffen mit Vereinen/Ortsbeirat
Rolf berichtet von einem Treffen der 
Vereine, das vom Ortsbeirat organisiert 
wurde, um die verschiedenen Vereins-
termine aufeinander abzustimmen. Ein 

weiterer Diskussionspunkt war die Ein-
richtung einer digitalen Informations-
plattform für Tennenlohe. Möglicher-
weise kann die Domain „tennenlohe.
de“ dafür reaktiviert und vom Ortsbei-
rat gepflegt werden. Alternativen wie 
„Facebook“ werden von den Distrikts-
mitgliedern als unsicher eingestuft. Es 
soll in dieser Angelegenheit Kontakt mit 
der Stadt aufgenommen werden wegen 
der rechtlichen Rahmenbedingungen 
sowie ebenso mit den anderen Stadt-
teilbeiräten, um aus deren Erfahrungen 
mit den dort verwendeten digitalen 
Plattformen zu lernen. 

TOP 5: Sonstiges
Rolf erinnert an das „Gansessen“ am 
folgenden Sonntag. 

Hans Hauer
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tionelle Jahresendzeitfeier zu Hause bei 
Andreas Richter (Pfälzer Straße 18) statt. 

Rote Grüße
Munib

Liebe Jusos, 
am Dienstag, 11. Dezember, 20 Uhr fin-
det wieder eine gemeinsame Sitzung 
mit dem Distrikt Innenstadt in der Ku-
lisse (Theaterstraße 8) statt. Am Freitag, 
14. Dezember findet unsere schon tradi-

Jusos
Vorsitzender:
Munib Agha
Telefon: 9731163
Mobil: 0160-3581886
munib_agha@hotmail.com

Top 2: Genehmigung des Protokolls der 
Vorstandssitzung am 4. Oktober
Dem Protokoll wurde zugestimmt. 

Top 3: Stand offener Punkte
keine

Top 4	: Bericht aus den Kreisverbänden
•	 Kreisverband Erlangen: Die Film-

nachmittage kommen gut an. Die 
Reihe wird auch im nächsten Jahr 
fortgeführt.

•	 Kreisverband Erlangen-Höchstadt: 
Das zweite Treffen hat am 17. Ok-
tober in Baiersdorf stattgefunden, 
sechs Teilnehmer. Diskutiert wurde 
über das Landtagswahlergebnis und 
die Situation der SPD. Neben den 
sozialen Themen gehören auch der 
Klimawandel, saubere Luft, Müllver-
meidung u.v.m. dazu. Auch die Situ-
ation der SPD vor Ort in den Gemein-
den ist nicht gut. Hier müssten auch 
regionale Themen aufgegriffen und 
thematisiert werden.

Top 5: Nachlese zur Exkursion nach Re-
gensburg am 19. Oktober
An der Fahrt nahmen nur fünf Genossen 
und Genossinnen teil. Die Regensburger 
Genossen haben uns zwei Sanierungs-
gebiete gezeigt und über die dortigen 
Baumaßnahmen informiert.

Das Gebiet „Pulverturm“ war ein Pro-
blemgebiet der Stadt. Die Stadt hat mit 
der städtischen Wohnungsbaugesell-
schaft dieses Gebiet saniert, Sozialwoh-
nungen gebaut und eine lebenswerte 
Infrastruktur geschaffen.

Das zweite Gebiet ist ein ehemaliges 
Militärgelände. Hier wurde ein neues 
Wohngebiet mit einer guten Infrastruk-
tur durch die städtische Wohnungsbau-
gesellschaft und durch privaten Bauge-
sellschaften erstellt.

Hartmut hat sich bei den Regensbur-
ger Genossen bedankt und sie für 2019 
nach Erlangen eingeladen.

Top 6: Aktuelles Thema „SPD erneuern“ 
Diskutiert wurden die Landtagswahler-

gebnisse in Bayern und Hessen.
Viele Mitglieder haben resigniert. Die 

Motivation, sich für die SPD zu engagie-
ren, ist gering.

Was können wir tun? Aktiver werden, 
mehr in die Öffentlichkeit gehen, Anträ-
ge zu die Bürger betreffenden Themen 
stellen, Öffentlichkeitsarbeit, Presse-
mitteilungen z.B. auch von unserem 
Regensburg-Besuch. Wenn niemand er-
fährt, was in der SPD passiert, wird auch 
niemand sich für die SPD interessieren. 

Der SPD fehlt das Politikerpotenzial, 
das jüngere Menschen anspricht. Selbst 
die eigenen Kinder fühlen sich mehr von 
den Grünen oder anderen angezogen 
als von der SPD. 

Wir sprechen die Menschen nicht 
mehr emotional an. Wenn wir eine Zu-
kunft haben wollen, müssen wir die 
Menschen für uns begeistern!

Auch die Strukturen der SPD müssen 
erneuert werden.

Die AG 60plus wird deshalb auf dem 
UB-Parteitag einen Antrag einbringen, 
das Delegiertenprinzip bis zur Unterbe-
zirksebene abzuschaffen. Alle Mitglie-
der sind einzuladen und haben Stimm-
recht. Die Satzungen sind entsprechend 
anzupassen.

Top 7: Termine, sonstiges
•	 Der Termin der nächsten Vorstands-

sitzung ist Dienstag, der 22.01.2019 
um 17 Uhr.

•	 Die Jahreshauptversammlungen des 
UB und des KV ERH der AG 60plus 
finden 12.03.2019 um 17 Uhr statt. 
Hartmut wird den IG-Metallsaal re-
servieren.

•	 Der UB der AG 60plus wird auch ei-
nen Antrag stellen, dass alle Parteis-
penden zu veröffentlichen sind.

•	 Zu eine der nächsten Sitzungen ist 
Dieter Rosner zum Thema „Senioren-
politik in den Kommunen“ einzula-
den.

Protokollführer: Jörg Bubel
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